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Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


.5 em 
fer 
mir in den Korar Sias ya 
Ich soll denn Paragraphenkram 
mich noch in Fesseln fügen. 
Sich fügen heiß: lügen! 


andıe Wand! 


Fezlarn es, dich zu fügen! 
Sch / e gen heilt lügen! 


Erich Mühsom 


Dres gdd  E 


FREIHEIT von u re 
AB 12 UHR AM HAUPTBAHNHOF 


= 


er See ner) FF REVOLT = 


Wandzeitung an einer Unterführung im Hamburger Schanzenviertel 


Freiheit für Christian Klar! 


Medienumgang mit einem Grußwort 
von Christian Klar 


Freiwillig 
gleichgeschaltet 


„Hat Ex-Terrorist Klar die Chance auf Gna- 
de vertan?“ „Ein Grußwort an die Linken 
bringt Klar in Bedrängnis“. Das sind nur 
zwei von zahlreichen Aufmachern auf den 
vorderen Seiten großer Tageszeitungen 
vom vergangenen Dienstag. Was war ge- 
schehen? Wurden geheime Anschlagsplä- 
ne in der Zelle des ehemaligen RAF-Mit- 
gliedes entdeckt? Oder wurde ein Aus- 
bruchsversuch in letzter Minute verhin- 
dert? Nichts dergleichen. Eine kurze Er- 
klärung, die Klar für die von der Tageszei- 
tung „junge Welt“ organisierte Rosa-Lu- 
xemburg-Konferenz verfasst hatte, sorgte 
für den Medienrummel. Diese Konferenz 
aber fand schon am 13. Januar statt. Wie 
aber kommt es, dass in einer Zeit, in der die 
Meldung von vorgestern schon Altpapier 
ist, eine sieben Wochen alte, schon mehr- 
mals publizierte Erklärung jetzt für ein sol- 
ches Medienecho sorgen kann? An dem 
Text allein kann es nicht liegen. Es ist mit- 
nichten ein Aufruf zur Fortsetzung des be- 


waffneten Kampfes, wie sogar die meisten 
Kommentatoren zugestehen mussten. Der 
ehemalige Philosophiestudent Klar sieht 
vielmehr unter Rückgriff auf Theorieele- 
mente der Frankfurter Schule den Kapita- 
lismus als vergänglich an und ruft die Lin- 
ke auf, den Kampfesmut nicht zu verlieren. 

Darf ein Gefangener so etwas schreiben, 
der einen Antrag gestellt hat, nach 25 Jah- 
ren Haft vielleicht im Herbst entlassen zu 
werden und dem gerade so viel Hafter- 
leichterung gewährt werden soll, dass er 
ohne Fußfesseln das Gefängnis mit stren- 
ger Bewachung für einige Stunden zum 
Freigang verlassen könnte? Diese Frage be- 
antwortete ein Großteil der Medien mit 
Nein. Manche liberaleren Kommentatoren 
wollen dem Delinquenten noch eine Chan- 
ce einräumen, vielleicht in Freiheit sein 
Weltbild zu hinterfragen. Gnade auf Be- 
währung also. Mehr Nuancen fand man bei 
der Berichterstattung der meisten Medien 
über die Erklärung von Klar kaum. Vor al- 
lem kritische Fragen nach den Initiatoren 
und den Zweck der Kampagne um einen 7 
Wochen alten Brief suchte man vergeblich. 

Dabei hätte man nicht viel spekulieren 
müssen. Der CDU-nahe „Report Mainz“ der 
ARD brachte den Fall ins Rollen. Es ging 
darum, eine mögliche Begnadigung Klars 
zu torpedieren. Daneben wollte man sich 


natürlich die Gelegenheit nicht entgehen 
lassen, einen ehemaligen RAF-Mann, den 
ehemaligen PDS-Abgeordneten Heinrich 
Fink, der Klars Erklärung verlesen hatte, 
und eine Konferenz, die immerhin auch von 
den „Nachwuchsorganisationen von IG- 
Metall ver.di und DGB“ unterstützt wird, 
wie die „Frankfurt Rundschau“ erwähnte, 
in einen Zusammenhang zu bringen. 
„Sympathisantensumpf“ , das war in den 
70er Jahren dafür das Fachwort in den 
führenden westdeutschen Medien.Wenn 
man die Debatte um die Haftentlassung von 
Brigitte Mohnhaupt und Christian Klar in 
den letzten Wochen verfolgte, hatte man 
den Eindruck, dass sich so viel in den letz- 
ten 30 Jahren nicht geändert hat. Im Ernst- 
fall heißt eben Pressefreiheit, sich ganz frei- 
willig und ohne Zensurbehörde gleichzu- 
schalten und aufkritische Berichterstattung 
zu verzichten. Peter Nowak 


Interview mit Ilse Schwipper 
„Man scheut sich 
nicht, die RAF mit 
Nazis zu vergleichen” 


Ilse Schwipper, Jhrg. 1937, früheres Mit- 
glied der Wolfsburger Kommune K 3, war 
seit 1971 an militanten Aktionen im Zu- 
sammenhang mit der Bewegung 2. Juni be- 
teiligt, und insgesamt zwölf Jahre in Haft 
gewesen. 


In der gegenwärtigen Mediendebatte zur 
‚früheren RAF und ihren noch inhaftierten 
Mitgliedern wird die Isolationsfolter konti- 
nuierlich geleugnet. Sie als frühere Aktivi- 
stin im Zusammenhang mit der Bewegung 
2. Juni waren selbst zwölf Jahre in Haft, 
davon sechseinhalb Jahre in Isolationshaft. 
Wie sehen Sie die Debatte? 

Meine Erfahrung mit Isolationshaft deckt 
sich mit der Definition von „weißer Folter“ 
von amnesty international. Die Leugnung 
von ihrer Anwendung in bundesdeutschen 
und längst auch schon internationalen 
Haftanstalten ist für mich deutlich gelenkt 
und motiviert. Die öffentliche Diskussion 
soll darauf hingeführt werden, dass Folter 
wieder gesellschaftsfähig sein kann. 


Können Sie die „weiße Folter“ kurz um- 
schreiben? 


„Weiße Folter“ darf man sich nicht vor- 
stellen wie blutige Folter, vielmehr istes ein 
Gesamtpaket isolierender Maßnahmen, 
wobei am wichtigsten der Entzug sinnlicher 
Eindrücke ist. Der Fachbegriff dafür ist sen- 
sorische Deprivation. 


Wenn Mainstream-Medien über die Haft- 
bedingungen politischer Gefangener wenig 
Wahres berichten, wie sieht es mit der De- 
batte zum politischen Hintergrund der 
‚früheren RAF aus? 

Die Debatte um die frühere Stadtguerilla 
hat schon vor 20 Jahren begonnen, die Dif- 
famierung reicht lang zurück; im Verlauf 
dessen ist jetzt allerdings eine neue verba- 
le Gewalttätigkeit festzustellen, die richtet 
sich gegen alle, die früher in der Stadtgue- 
rilla aktiv waren oder mit ihr sympathi- 
sierten. Das Gnadengesuch von Christian 
Klar lieferte einen weiteren willkommenen 
Anlass dazu. Der Rundumschlag gegen die 
Aktivisten und ihre Sympathisanten wird 
im Herbst dieses Jahres seinen Höhepunkt 
zeigen, nämlich zum 30. Todestag der 
Stammheimer RAF- Insassen. 


Wenn man sich an den früheren Rundum- 
schlag der Springer-Presse gegen die 68er 
erinnert - was ist heute anders an den 
großen Medienkampagnen? 

Beispielsweise hat der Historiker Wolf- 
gang Kraushaar, der in den Medien ständig 
präsent ist, eine weitere Hürde genommen; 
er betreibt Geschichtsfälschung. Kraushaar 
behauptet, die Stadtguerilla wäre, ideolo- 
gisch und praktisch, antisemitisch gewesen. 
Und das greift um sich. Man scheut sich 
nun auch nicht mehr, die RAF direkt mit 
den Nazis zu vergleichen. In der Taz zitiert 
ein Christian Schneider die frühere Forde- 
rung der 68er-Bewegung: „Sagt, wer ge- 
schossen hat!“, die sich gegen die NS-Tä- 
ter wandte, und fordert nun das gleiche von 
den früheren RAF-Mitgliedern; Schneider 
schreibt, zu Beginn der 68er Jahre hätte ge- 


rade Ulrike Meinhof gefordert, Faschi- 
stentäter zu benennen und zu bestrafen, 
und das gleiche sei jetzt von den ehemali- 
gen RAF-Tätern, u.a. Christian Klar, zu ver- 
langen. Suggestiv soll hier die RAF mit dem 
Holocaust gleichgesetzt werden, Christian 
Schneider schlägt damit eine Bresche für 
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die Herrschenden; das Strafbedürfnis der 
Angehörigen, die sich als Opfer empfinden, 
soll befriedigt werden. 


Wird Geschichtsreflerion immer primiti- 
ver oder steht irgendwann eine Kehrtwen- 
de ins Haus? 

Für mich ist diese Debatte nicht primitiv 
und nicht naiv, sondern reaktionäre Kon- 
terrevolution, die den Sinn haben soll, al- 
len künftigen Generationen die Lust auf 
Freiheit und Revolution zu nehmen. 


Zielte darauf auch der ARD- Report vom 
vergangenen Montag über Christian Klar, 
der jetzt nach 25 Jahren Haft sein Gna- 
dengesuch eingereicht hat? 

Sicher, diese Stimmungsmache war wohl 
deutlich. Politik und Öffentlichkeit verlan- 
gen Reue und hetzen gegen jegliche Äuße- 
rung von ihm. Da hatte Christian Klar ein 
Grußwort an die Rosa-Luxemburg-Konfe- 
renz gerichtet, das Kraushaar denn sofort 
aufgriff, um ihm zu unterstellen, er befas- 
ste sich gedanklich noch mit Attentaten. Da 
findet Klar analytische Worte zu politischen 
Begebenheiten, wie Imperialismus, Krieg 
und Ausbeutung, und dann wird das wie- 
der gegen ihn gewendet. „Sound“ nennt der 
blasierte Kraushaar den linken Sprachge- 
brauch. 


Kann linke anti-imperialistische Analyse in 
Zukunft noch öffentliches Gehör finden? 

Das ist nicht die Frage. Das Problem ist 
die Entsolidarisierung und Entpolitisierung 
in der Gesellschaft, die es zu überwinden 
gilt. 


Das Interview führte Birgit v. Criegern: für 
die junge Welt, 1.3.07. Hier die ungekürz- 
te Fassung. 


Klar-bashing — Neuer 
Volkssport! Uber den Umgang 
mit Christian Klar 


„Was gleicht wohl auf Erden dem Jäger- 
vergnügen”, so heißt es in “Der Freischütz” 
von Carl Maria von Weber; und (Men- 
schen)Jäger in Politik und Medienwelt sind 
unterwegs. 

Seit einigen Tagen versuchen sich Politi- 
ker und Medien zu überbieten, wenn es dar- 
um geht, eine Freilassung, ja selbst die Ge- 
währung von Vollzugslockerungen (wie 
Ausgang, Offener Vollzug, u.ä.), für den in 
der JVA Bruchsal inhaftierten Christian Klar 
zu be-, zu verhindern. 

Von BILD (“Christian Klar hetzt aus dem 
Knast”) ist man nichts anderes gewohnt, 
auch “Die Zeit” (Ausgabe Nr. 10, 1. März 
2007) diagnostiziert aus Hamburger Ferne, 
Klar sei weder einsichtig, noch habe er ei- 
ne eindeutige Absage an Gewalt von sich 
hören lassen. 


Die Kampagne löste eine von ARD-Re- 
port zur Enthüllung hochstilisierte Vorab- 
meldung über einen angeblich erst im Fe- 
bruar 2007 bekannt gewordenen Brief Chri- 
stian Klars aus, obwohl diesen - es handel- 
te sich um ein Grußwort an die im Januar 
2007 stattgefundene “Rosa-Luxemburg- 
Konferenz” (Berlin) - jeder Interessierte 
schon Wochen vorher in der Tageszeitung 
“jungen Welt” und im “Gefangenen-Info” 
hätte nachlesen können. 

CSU-Generalsekretär Söder forderte 
spontan die Verwahrung Christian Klars bis 
zu dessen Tod; Beckstein (designierter 
bayerischer Ministerpräsident) sprach von 
einem unverbesserlichen Terroristen, und 
auch der FDP-Fraktionsvorsitzende im 
Bundestag, Guido Westerwelle war empört. 
Der baden-württembergische Justizmini- 
ster Prof. Dr. Ulrich Goll (FDP) ist der Ein- 
zige der sich echauffierenden Politiker, der 
unmittelbar Klars Vollzugsalltag beeinflus- 
sen kann - und offenbar auch beeinflusst 
hat. War für den 27.2.07 eigentlich geplant, 
in einer Vollzugsplankonferenz dem Ge- 
fangenen Klar eine Möglichkeit einzuräu- 
men, die Freiheit nach 25 Jahren Haft zu- 
mindest stundenweise (z.B. durch Ausgän- 
ge, Offener Vollzug) zu „genießen“, wieder 
kennen zu lernen, so stoppte Goll dies. Die 
taz (http://www.taz.de) titelte daraufhin am 
1.3.2007 auf Seite 1: „Das Schweinesystem 
schlägt zurück“. 

Goll will nun ein zweites Gutachten in 
Auftrag geben (lassen), ihm genügt jenes 
des renommierten Kriminologen Kury, der 
Christian Klar eine positive Sozialprogno- 
se attestierte, nicht mehr. Das Grußwort, so 
der Minister, habe „eine neue Situation“ er- 
geben (Zitat nach taz, 1.3.07, S. 2). FDP- 
Parteikollege Westerwelle assistierte, die 
Gewährung von Vollzugslockerungen müs- 
se von einer positiven Haltung Klars zur 
Grundordnung der BRD abhängig gemacht 
werden. 

Etwa jener „Grundordnung“, die Goll am 
26.2.07 veranlasste, in einem Radiointer- 
view mit dem SWR festzustellen, er verste- 
he unter Rechtsstaat, dass auch Menschen 
in Haft gehalten würden, die fälschlich als 
„gefährlich“ eingestuft wurden!? 

Die Versuche, Christian Klar zu patholo- 
gisieren, sind ebenfalls überdeutlich: Da 
wird sein Grußwort als „wirre Rede“ (Süd- 
deutsche Zeitung, im Feuilleton vom 1.3.07) 
abqualifiziert, gerüchteweise gestreut, der 
Gutachter Kury habe Klar als „intellektuell 
verlangsamt“ erlebt. 

Wer sich die Mühe macht, das inkrimi- 
nierte Grußwort selbst zu lesen, findet dort 
eine realistische Einschätzung der aktuel- 
len Lage Lateinamerikas ebenso wie eine - 
völlig berechtigte - Kritik an den Angriffs- 
kriegen, und einen Ausblick nach Vorne, in 
eine Welt, in der das Kapital nicht (mehr) 
die Mehrheit der Erdbevölkerung im Wür- 
gegriff hält. 

Thomas Meyer-Falk, c/o JVA - Z. 3117, 
Schönbornstr. 32, D-76646 Bruchsal 
http://www-freedom-for-thomas.de 
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Solidarität mit Peymann 


Wir begrüßen die Initiative des Chefinten- 
danten des Berliner Ensembles, Herrn Pey- 
mann, und erklären uns solidarisch mit ihm. 

Auch wir finden die kapitalismus-kriti- 
schen Äußerungen von ex-RAFler Christian 
Klar richtig und in der heutigen Zeit des 
ständigen Personalabbaus, wohin man 
schaut, völlig angebracht. 

Kritiker Peymanns und Klars haben ver- 
gessen, welchen Anspruch an Meinungs- 
freiheit, ja welche kapitalismus-kritische 
Substanz unser Grundgesetz und so manche 
Verfassung der Länder enthält. Diese Sub- 
stanz gilt es zu verteidigen. Wohingegen je- 
ne, die mit ihrer Macht und ihrem Kapital 
das Grundgesetz missachten, verletzen oder 
ständig aushöhlen, an den Pranger zu stel- 
len sind. 

Es sei daran erinnert, dass Kritik am der- 
zeit real existierenden und forcierten Kapi- 
talismus nicht nur von Klar, Peymann und 
uns Linken kommt. Vielmehr hat sie eine 
breite Basis bekommen durch viele Kirchen- 
und GewerkschaftsvertreterInnen bis hin zu 
den Anhängern von Attac, den Überbleib- 
seln der ehemaligen Ökologie- und Frie- 
densbewegung, ganz abgesehen vom inter- 
national wachsenden Widerstand gegen die 
Mischung aus Turbokapitalismus und Impe- 
rialismus. 

Es mag manchen Zeitgenossen - vor al- 
lem in den Medien - irritieren, dass Elemente 
der Kritik der RAF von damals identisch sind 
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mit heutiger Kapitalismuskri- 
tik. Tatsächlich hatte nie- 
mand vor 30 Jahren ahnen 
können, dass wir einmal ei- 
nen Kapitalismus erleben 
werden, der 

- unberührt bleibt vom 
Schicksal der zig Millionen 
Arbeitslosen weltweit, 

- brutal über hunderttau- 
sende Leichen in Jugoslawi- 
en, Afghanistan, Irak, Liba- 
non, Palästina, Somalia, usw. 
hinweg walzt, 

- weltweit Armut und Un- 
terdrückung verbreitet und 
die Zerstörung und Ausbeu- 
tung unseres - allen 
gehörenden - Planeten auf 
allen Ebenen voran treibt 
und der in der Kombination 
mit dem hegemonialen Impe- 
rialismus der USA auf dem 
Weg zu einer teuflischen 
Weltdiktatur mit den 
schlimmsten Terroristen aller 
Zeiten an der Spitze zu sein 
scheint. 

Wer hätte das 1977 schon 
gedacht? 

Ist es da nicht selbstver- 
ständlich, zu den Klassikern 
der Kapitalismus-Kritik 
zurückzukehren? 

Ist es da nicht naheliegend, 
marxistische Betrachtungsweise zu reakti- 
vieren? 

Prof. Dr. Jürgen Rochlitz und hoffentlich 
viele weitere Unterstützer ... 


Gesinnungsjustiz — Christian 
Klar muss freikommen 


Zur Diskussion über die antikapitalisti- 
schen Äußerungen des ehemaligen RAF- 
Aktivisten Christian Klar erklärt die Bun- 
destagsabgeordnete Ulla Jelpke, Mitglied 


Kundgebung am 9. März in Berlin 


des Innenausschusses: 


Die hysterischen Reaktionen hauptsächlich 
aus den Regierungsparteien auf ein antika- 
pitalistisches Grußwort des ehemaligen 
RAF-Aktivisten Christian Klar zeigen, dass 
es diesen Politikern nicht um Recht oder 
Gnade, sondern um völlige Unterwerfung 
des politischen Gefangenen geht. Sie wollen 
Klar allein aufgrund seiner Gesinnung wei- 
terhin inhaftiert sehen. Das Grundrecht auf 
freie Meinungsäußerung gilt für Klar offen- 
bar nicht. 

Mit keinem Wort hat Christian Klar zu ei- 
ner Weiterführung des bewaffneten Kamp- 
fes aufgerufen. Stattdessen bezog er sich po- 
sitiv auf die demokratisch gewählten Links- 
regierungen in Lateinamerika. Doch schon 
das Festhalten an einer grundsätzlichen 
Gegnerschaft zum Kapitalismus wird in die 
Nähe des Terrorismus gerückt. 

Ich bekenne mich schuldig. Auch ich tei- 
le Klars Hoffnung, „die Niederlage der Plä- 
ne des Kapitals zu vollenden und die Tür für 
eine andere Zukunft aufzumachen“ Denn 
terroristisch ist nicht die Kritik am Kapita- 
lismus, sondern die kapitalistische Globali- 
sierung, selbst, die weltweit zu Hunger, 
Elend, Krieg und Umweltkatastrophen führt. 

In Kürze soll Bundespräsident Köhler über 
eine Begnadigung des seit 24 Jahren inhaf- 
tierten ehemaligen RAF-Aktivisten ent- 
scheiden. Wenn das ARD-Magazin Report 
Mainz behauptet, das Grußwort sei „erst 
jetzt“ bekannt geworden, handelt es sich um 
ein durchsichtiges Manöver um eine solche 
Begnadigung mit hetzerischer Stimmungs- 
mache zu hintertreiben. Schließlich wurde 
Klars Grußwort bereits Mitte Januar vor 
mehreren Hundert Teilnehmern der Rosa Lu- 
xemburg Konferenz in Berlin verlesen und 
anschließend in der Tageszeitung junge Welt 
veröffentlicht. 

Christian Klar und die beiden anderen seit 
vielen Jahren inhaftierten ehemaligen RAF- 
Aktivistinnen Eva Haule und Birgit Hoge- 
feld müssen endlich freikommen - auch, 
wenn sie an ihrer grundsätzlichen Kritik am 
Kapitalismus festhalten. 


ASIA SNACK 
THUY:CHUNG 
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ÜCHTERN! 


Erklärung des Bundeskoordinierungsrates 
der Kommunistischen Plattform 


Christian Klars Position 
entspricht den grausamen 
Realitäten 


Christian Klar soll wegen geäußerter Kapi- 
talismuskritik Haftlockerung verweigert 
werden. Christian Klar warnt vor chauvini- 
stischen „Rettern“ und folgert: „Sonst wird 
es nicht möglich sein, die Niederlage der Plä- 
ne des Kapitals zu vollenden und die Tür für 
eine andere Zukunft aufzumachen.“ Für 
Herrn Pofalla von der CDU sind solche Ge- 
danken „wirre Thesen“. „Wirr“ ist also, wird 
das verbrecherische Funktionieren von Pro- 
fitmaximierung ablehnt: die Kriege, das 
Elend, kulturelle und moralische Verrottung. 
„Normal“ ist anscheinend nur, wer meint, 
dies gelte für alle Ewigkeit, „wirr“ hingegen 
ist, wer eine gerechtere, menschlichere Ge- 
sellschaft anstrebt. 

Doch offenbar haben nicht nur CDU- 
Funktionäre und andere aus dem konserva- 
tiven Lager Probleme mit der Systemkritik 
von Klar. Dagmar Enkelmann findet seine 
Positionen „altverstaubt“, Ulrich Maurer 
meint, „bei Klar geht es um terroristische 
Straftaten, nicht um die Frage, wie abstrus 
seine politischen Positionen sind“, und Pe- 
tra Pau meint, „Christian Klar sollte die Mög- 
lichkeit bekommen, sich seine Weltan- 
schauung wieder durch Anschauung der 
Welt zu bilden“. 

Ja, ist denn tatsächlich anzunehmen, dass 
- wenn Christian Klar die Welt in Freiheit 
anschaut - sich seine Meinung über den Ka- 
pitalismus ändert? Seine im Grußschreiben 
an die Rosa-Luxemburg-Konferenz 
geäußerte Position - zu der auch wir uns be- 
kennen - entspricht den grausamen Rea- 
litäten. Verstaubt hingegen ist es, an illu- 
sionären Vorstellungen über den Kapitalis- 
mus festzuhalten, die sich in jener Zeit aus- 
prägten, da durch die Existenz der Sowjet- 
union und ihrer Verbündeten dem Kapital 
noch Grenzen gesetzt waren. 

Im Übrigen steht, wer Kritik des kapitali- 
stischen Systems kriminalisiert, nicht mehr 
auf dem Boden des Grundgesetzes. 
Bundeskoordinierungsrat der Kommunisti- 
schen Plattform, Berlin, 3. März 2007 


Ist die BZ eine Polizei- 
Einrichtung, sind die Journa- 
listen Gössmann und Tiling 
Schnüffler?! 


Nach zahllosen Presseberichten des Axel- 
Springer-Verlags, und insbesondere in der BZ 
vom 19. Februar 2007, wird die diffamieren- 
de Hetzkampagne gegen die Gefangenen aus 
der RAF (Rote Armee Fraktion) fortgesetzt. 
Das bisher letzte Glied in der Kette dieser 


inszenierten Kampagne bildet der Artikel in 
der oben genannten Ausgabe der BZ mit dem 
Titel „RAF-Terroristin läuft durch Berlin“, 
von Jochen Gössmann und Benjamin Tiling. 

Doch anders als zuvor in den Berichten der 
Axel-Springer-Presse, legen die hiesigen 
Journalisten Jochen Gössmann und Benja- 
min Tiling noch eins drauf und überraschen 
uns mit „journalistischen“ Methoden, die 
sehr an Polizeiobservationen erinnern. 

Es liegt offen auf der Hand, dass Eva Hau- 
le von Fotographen verfolgt und observiert 
wurde, da sehr genaue Details, wie Benen- 
nung des Cafes, in dem sie saß, oder die U- 
Bahnstation, an der sie ausstieg, in dem Ar- 
tikel genannt werden. Es erinnert an „Big 
Brother is watching you“, nur dass die Ob- 
servation nicht von staatlichen Behörden 
durchgeführt wurde, sondern von ehrgeizi- 
gen Journalisten, die die „Tatsachen“ ins 
Licht rücken möchten, damit sich das Volk 
eine Meinung bilden kann. Nun, das Volk hat 
ein Recht darauf, sich eine Meinung zu bil- 
den. Dafür muss die Axel-Springer-Presse 
dem Volk aber nicht erst seine eigene Mei- 


Wir, das Netzwerk Freiheit für alle politi- 
schen Gefangenen - Berlin, fordern ein Ende 
der unerträglichen Hetzkampagne gegen die 
Gefangenen aus der RAF und eine Entschul- 
digung vor der Öffentlichkeit für derartige 
journalistische „Ermittlungen“ und Fäl- 
schungen. 

Netzwerk Freiheit für alle politischen Ge- 
‚fangenen - Berlin, 17. Februar 2007 


Freiheit für die 
Gefangenen aus 
Action Directe! 


Wir dokumentieren eine von der Frankfur- 
ter Gruppe für die Freilassung der Gefan- 
genen aus Action Directe (AD) gehaltene 
Rede vor dem Knast Ensisheim. Dort hat- 
ten sich am 24.2. ungefähr 60 Menschen 
aus Frankreich, der Schweiz und der BRD 
versammelt. 


Bild: Demonstration am 24.2. in Lannemezan 


nung aufdrücken. Allein der Titel lässt er- 
kennen, was mit diesem „Artikel“ beabsich- 
tigt wird. Der Leserin und dem Leser wird ein- 
getrichtert, dass es sich bei Eva Haule um ei- 
ne Terroristin handele, die sich nun in der 
Nachbarschaft „frei“ bewegen kann. Und 
„wer möchte schon eine Terroristin als Nach- 
barin haben“, nicht wahr Herr Gössmann und 
Herr Tiling? 

Damit wird die RAF-Gefangene Eva Haule 
bewusst auf die Zielscheibe Gesetzt, und die 
Vergangenheit hat uns bereits gezeigt, was 
eine solche Kampagne auslösen kann. 

Nicht nur, dass der Titel des Artikels schon 
eine Anmaßung ist, fällt uns darüber hinaus 
noch auf, dass das dritte Foto (Haule betritt 
die Fotoschule in Mitte) ein gestelltes Foto 
sein muss, da sich die Frau auf den beiden 
großen Fotos klar von der Frau auf dem drit- 
ten Foto unterscheidet. Nicht nur, dass der 
Axel-Springer-Verlag Menschen hinterher 
spioniert und dies auch noch als Artikel pu- 
bliziert, werden auch noch Fälschungen un- 
ternommen. 


Auch in diesem Jahr haben wir uns wieder 
hier vor dem Knast in Ensisheim zusam- 
mengefunden 

In diesen Tagen jährt sich der Tag der Ver- 
haftung der Mitglieder von Action Directe 
Jean-Marc Rouillan, Joelle Aubron, Natha- 
lie Menigon und Georges Cipriani zum 20. 
mal.Regis Schleicher hat das 20. Haftjahr 
schon länger überschritten. 

Vor zwei Jahren waren wir zum ersten 
Mal hier. Joelle war bereits von einer brei- 
ten Solidaritätsbewegung freigekämpft. In 
der ihr verbleibenden Zeit setzte sie ihre 
ganze Kraft für den Kampf um die Freilas- 
sung der GenossInnen ein. Am 1. März letz- 
ten Jahres starb sie. 

Trotz der vielfältigen Aktivitäten hat sich 
die Situation der Gefangenen nicht we- 
sentlich verändert, ihre Anträge auf Frei- 
lassung wurden bei allen dreien geschlos- 
sen abgelehnt, obwohl die festgelegte Min- 
desthaftdauer schon längst überschritten 
ist. 

Georges ist jetzt mit Unterbrechung über 


14 Jahre hier in Ensisheim. Zwischen 1995 
und 2000 haben alle BesucherInnen, die 
Georges sehen wollten, die Besuchsgeneh- 
migung entzogen bekommen. 

Sein zuletzt gestellter Antrag auf Freilas- 
sung wurde vor kurzem abgelehnt. Die Be- 
gründung lautet, Georges muss zuerst die 
Entschädigungskosten für die Nebenkläger 
als freiwillig in der Haft zu erbringende Ra- 
ten abbezahlen. Verlangt wird ein Beweis 
seiner „tätigen Reue“. Georges lehnt dies ab. 
Nebenbei gesagt: Einer der Nebenkläger ist 
Interpol. 

Auch in der BRD erleben wir in den letz- 
ten Wochen eine unerwartet heftige Aus- 
einandersetzung um die Freilassung von 
Brigitte Mohnhaupt und Christian Klar, 
zwei ehemaligen Mitgliedern der Roten Ar- 
mee Fraktion. Die Schlagzeilen und Leitar- 
tikel in Zeitungen sind davon bestimmt, Ra- 
diosendungen, Fernsehen, Talkshows - kei- 
ner kann sich das entgehen lassen. In un- 
zähligen Publikumsumfragen, ob die „Ter- 
roristen“ rauskommen sollen oder nicht, 
wird der Mainstream eingehämmert. 

Es werden von beiden Reue, Entschuldi- 
gungen, Aussagebereitschaft bis hin zur 
Kollaboration als Vorbedingung für ihre 
Freilassung eingefordert, Angehörige so 
genannter Opfer sprachen sich gegen ihre 
Freilassung aus. 

Es geht dabei nicht nurum Brigitte Mohn- 
haupt und Christian Klar. Ziel davon ist, an 
ihnen noch mal ganz eindringlich zu voll- 
ziehen, dass nichts Positives für zukünfti- 
ge Generationen von der politischen Ge- 
schichte der RAF übrig bleibt. 

Völlig ignoriert werden die Gründe, wes- 
wegen die beiden im Knast sind, ihr Kampf 
für eine Welt ohne Ausbeutung und Unter- 
drückung. 30 Jahre ist es her, dass in der 
BRD eine der größten Offensiven der RAF 
stattfand - Angriffe gegen Generalbundes- 
anwalt Buback, den Chef der Dresdner Bank 
Ponto sowie die Entführung des einstigen 
Nazi-Funktionärs und damaligen Arbeitge- 
berpräsidenten Schleyer -, die den deut- 
schen Staat im Mark getroffen hat. Brigit- 
te und Christian wurden als Hauptverant- 
wortliche für praktisch alle Aktivitäten der 
Guerilla in diesen Jahren, speziell wegen 
der Offensive 77, verurteilt. 

Völlig tabuisiert werden ihre Haftbedin- 
gungen, die vom ersten Tag an aufihre psy- 
chische und physische Vernichtung zielten. 

Immerhin wird Brigitte nach der festge- 
legten Mindesthaftdauer in ein paar Wo- 
chen draußen sein, während es bei Christi- 
an, der es mit einem Gnadengesuch ver- 
suchte, noch länger dauern wird. 

In Frankreich dagegen scheint eine Frei- 
lassung der Gefangenen aus Action Direc- 
te noch nicht absehbar zu sein. 

Deswegen sind wir hier. Wir fordern die 
Freilassung von Jean-Marc, Nathalie, Ge- 
orges und Regis sowie die aller politischen 
Gefangenen weltweit! 

Und wir werden weiter daran arbeiten 
und wir werden wiederkommen, bis die For- 
derungen erfüllt sind. 


Grußdressen vom Roten 
Abend der Internationalen 
KommunistInnen für Christian 
Klar und Matthi 


Unter dem Motto „Move against G8&! Be- 
spitzelung- Einschüchterung - Polizeige- 
walt! Was tun gegen Repression? haben wir 
am 7.3.07 in Berlin eine Veranstaltung or- 
ganisiert, die neben der Mobilisierung ge- 
gen G8-Gipfel auch Teil der Mobilisierung 
zum 18.3.07, dem Internationalen Kampf- 
tag der politischen Gefangenen ist. Zu Be- 
ginn der Veranstaltung haben wir zwei 
Grußadressen verabschiedet. Exemplarisch 
für viele Gefangene richteten wir sie an 
Christian Klar (Gefangener aus der RAF) 
und an Matthi (Gefangener aus der Antifa- 
Bewegung). 

Hier die beiden Briefe: 


Lieber Christian! 

(...) Die Diskussion der letzten Wochen 
um Deine Erklärung auf der Berliner Rosa- 
Luxemburg-Konferenz hat es ganz deutlich 
gemacht: Du und die anderen Gefangenen 
aus dem Zusammenhang der RAF sind nur 
deswegen noch immer inhaftiert, weil sie 
weiterhin für eine klassenlos Gesellschaft 
ohne Ausbeutung und Unterdrückung ein- 
treten. Diesen Ziel teilen wir mit Dir. Über 
die Frage, wie wir das erreichen, würden 
wir gerne mit Dir in Freiheit diskutieren und 
vielleicht auch streiten. 

Daher unsere Forderung: Christan muss 
raus! 

Und Eva Haule, Brigitte Mohnhaupt und 
Birgit Hogefeld ebenso. 


Hallo Matthi! 

(...) „Die heutige Veranstaltung ist auch 
Teil der Mobilisierung zum 18. März, den 
Internationalen Kampftag der politischen 
Gefangenen. 

Wir haben dabei auch über Deine Inhaf- 
tierung geredet. Sie reiht sich ein in die zu- 
nehmenden Versuche, antifaschistischen 
Widerstand, der sich nicht auf positiv auf 
den Standort Deutschland bezieht, zu kri- 
minalisieren. Das fängt bei die Beschla- 
gnahme von durchgestrichenen Haken- 
kreuzen an und geht bis zu Anklagen we- 
gen Mord oder Mordversuch gegen Antifa- 
schistInnen, wie letztes Jahr in Potsdam 
und nun in Deinen Fall. Dabei scheut sich 
die Anklagebehörde nicht, bekennende 
Neonazis als ZeugInnen zu akzeptieren. 

Aber Antifaschismus ist nicht kriminell, 
sondern notwendig. 

Deshalb fordern wir sofortige Freilassung 
von Matthi und Einstellung des Verfah- 
rens.“ 


Beschlossen am Roten Abend der Interna- 
tionalen KommunistInnen, am 7.3.07 in 
Berlin 


Transparent gegen Repression 


Unsere Antwort lautet 
Solidarität! 


MAGDEBURG. Heute Nachmittag wurde ein 
Transparent auf einer Brücke an der Mag- 
deburger Stadtautobahn aufgehängt. Mit 
der Aufschrift „Freiheit für alle politischen 
Gefangenen“ und einem Verweis auf eine 
Homepage* (political-prisoners.net) wollen 
wir auf die fortschreitende Repression auf- 
merksam machen und uns mit den Betrof- 
fenen solidarisieren. 

Mit dieser Aktion wird sich in die lau- 
fende Mobilisierung zum Tag der politi- 
schen Gefangenen eingereiht. Auch in die- 
sem Jahr werden verschiedene Veranstal- 
tungen stattfinden, z .B der Internationale 
Kongress in Berlin unter dem Motto „In- 
ternationale Solidarität statt Isolation! Wi- 
derstand gegen Repression! Kampf um Be- 
freiung!“ 

Die länderübergreifend koordinierte Re- 
pression gegen linke AktivistInnen nimmt 
kontinuierlich zu. Es gibt eine Menge ak- 
tueller Beispiele, die es deutlich machen, 
dass eine Auseinandersetzung und aktive 
Solidarität erforderlich ist. 

Von Italien, Schweiz, BRD bis in die Tür- 
kei, überall werden unsere GenossInnen mit 
Hausdurchsuchungen und Haftbefehlen 
überzogen. 

Einige Beispiele: 

Am 12. Februar startete die italienische 
und schweizerische Polizei eine Großoffen- 
sive gegen die kommunistische Bewegung. 
In Mailand, Padua, Triest, Turin und Zürich 
durchsuchten die über 500 im Einsatz ste- 
henden Polizisten zahlreiche Wohnungen 
und verhafteten 15 GenossInnen. 

6 Jahre kämpften die politischen Gefan- 
genen der Türkei mit einem „Todesfasten“ 
gegen die mörderischen Haftbedingungen. 


puzzle: 


Rätsel enigma, indovinello - Geduldsspiel giuoco di 

DeXEnza - kniffliges Problem problema scabroso - 
erwirrung confusione - verwirren confondere, aggro- 

vigliare - Kopfzerbrechen machen fare rompicapo 


mosaico in marmo alla fiorentina 


evocare - heraufbeschwören: 


.„.(dal Latino evocäre, chiamare fuori) richiamare in vita 
per potestä divina o per arte magica gli spiriti, le anime 
dei morti. Richiamare in vita, metaforicamente per presti- 
gio dell“arte: “Me ad evocar gli eroi chiaman le Muse” (U. 
Foscolo). M.E. & ripreso I”abuso alla francese nelle locu- 
zioni: evocare il passato, le memorie, per ricordare il pas- 
sato, richiamare le memorie, i ricordi... 


Nachdem der Staatsapparat der Türkei ei- 
nen Schritt zurückwich und die Zusam- 
menlegung von bis zu 10 politischen Ge- 
fangenen akzeptierte, wurde der Todesfa- 
stenwiderstand am 22.Januar 2007 nach 6 
Jahren ausgesetzt. In dem 6-jährigen Ge- 
fangenwiderstand verloren 122 Menschen 
ihr Leben. 

Kurz vor Beginn des G-8-Gipfels 2007 in 
Heiligendamm und unter den neuen in 
Griechenland erlassenen Antiterrorgesetze 
gegen jeden Widerstand und Ungehorsam 
befinden sich zwei Genossen der interna- 
tionalen „Antiimperialistischen Bewe- 
gung“ in Griechenland in der Untersu- 
chungshaft im Hungerstreik. Gerasimos 
KYRIAKOPOULOS (seit 14.12.2006) und 
Terasio SARDONOSNI (seit November 
2006) wurden im Mai 2006 bei der ESF-De- 
monstration in Athen festgenommen. (Die 
beiden wurden inzwischen unter Auflagen 
entlassen - Red.) 

Seit Jahrzehnten kämpfen die Menschen 
im Baskenland für ihr Selbstbestimmungs- 
recht, ebenso lange werden ihre Forderun- 
gen mit Repression, Verfolgung und Folter 
beantwortet. Noch immer sind mehr als 
2000 Basken weltweit aufder Flucht. Es gibt 
über 700 Gefangene, die über mehrere Staa- 
ten verstreut sind. Die meisten sind in Spa- 
nien inhaftiert, sie sitzen dort in über 84 
Gefängnissen. 

Berliner Antifaschist in Haft. Matti wird 
vorgeworfen, an einer Auseinandersetzung 
mit zwei Neonazis in Berlin/ Lichtenberg 
beteiligt gewesen zu sein. Die Neonazis tru- 
gen dabei keine schweren Verletzungen da- 
von. Gegen Matti wird nun wegen ver- 
suchten Totschlags ermittelt, und er sitzt 
bereits seit dem 12. Dezember in Untersu- 
chungshaft. Polizei und Justiz setzen alles 
an eine harte Verurteilung. Bei einer Ver- 
urteilung drohen ihm mehrere Jahre Haft. 

Seit über 20 Jahren sitzen Christian Klar, 
Eva Haule und Brigitte Mohnhaupt in den 
deutschen Knästen. AktivistInnen der Ac- 
tion Directe sitzen fast ebenso lange in fran- 
zösischen Gefängnissen. (Am 24.02.07, 
dem 20. Jahrestag der Verhaftungen wird 
es in Frankreich und darüber hinaus zahl- 
reiche Solidaritätsaktionen geben.) 

Etc. 


Gegen die Verfolgung linker 


Aktivistinnen. 

Wir rufen die revolutionären, demokrati- 
schen Kräfte dazu auf, Solidarität mit den 
von Repression Betroffenen zu zeigen und 
fordern die Freilassung der politischen Ge- 
fangenen! 

Es lebe die revolutionäre Solidarität! 


* political-prisoners.net ist eine Homepa- 
ge, die einen guten Überblickt in Sachen 
Repression/ Konterrevolution und aktuel- 
len Ereignissen gibt. Des Weiteren wird 
u.a. über die Arbeit des „Netzwerkes für 
die Freiheit der politischen Gefangenen“ 
berichtet. 
www.political-prisoners.net 


Berlin: 


Donnerstag | 15.März 

Polizeitaktik - Von codierten Polizeizeugen 
und deren Auswirkungen auf Gerichtsver- 
fahren und Demos. 

Infoveranstaltung mit Referenten der Soli- 
gruppe Christian (www.freechristian.de.vu) 
20 Uhr | Bunte Kuh | Parkstrasse. 16 | Nähe 
Tram-Station Albertinenstr (M4/M12) 
Veranstalter: Antifaschistische Revolu- 
tionäre Aktion Berlin [ARAB] 


Freitag | 16. März 

Cafe Rojo: Gefangenenwiderstand in der 
Türkei 

Von 2000 bis 2007 wehrten sich linke Ge- 
fangenen in der Türkei mit einem „Todes- 
fasten“ gegen Isolationshaft und Folter. An- 
fang 2007 gab die türkische Regierung dem 
jahrelangen Druck teilweise nach und 
lockerte die Haftbedingungen der politi- 
schen Gefangenen ein wenig, seitdem ist 
das Todesfasten „ausgesetzt“. Ein Vertreter 
des TAYAD-Komitees berichtet über einen 
der längsten Gefangenenkämpfe der Welt. 
17 Uhr | Rote Insel | Mansteinstr.10 | S- 
BHF Yockstrasse 

Veranstalter: Antifaschistische Revolu- 
tionäre Aktion Berlin [ARAB] 


Samstag | 17. März 

„Freiheit für alle“ 

Kulturveranstaltung zum 18. März 
Revolutionärer Liederabend mit Detlev K 
und weiteren Musikern. Dazu Vokü & Filme 
20 Uhr | Zielona Gora | F-Hain 


Sonntag | 18.März 

Internationaler Kongress „Freiheit für alle 
politischen Gefangenen weltweit“ 

Mit Referenten aus Frankreich, Türkei, Ita- 
lien, Spanien, Baskenland, USA, Irland, 
Griechland, Schweiz und BRD. 

16 Uhr | Statthaus Böcklerpark 


Montag | 19. März 

Was tun, wenn’s brennt? 

Wie verhalten auf Demos und Aktionen? 
Eine Antirepressionsveranstaltung mit RA 
Martin Hänselmann und einem Vertreter 
der Roten Hilfe. 

19 Uhr | BAIZ | Christinenstr. 1 
Veranstalter: Antifaschistische Revolu- 
tionäre Aktion Berlin [ARAB] & Antifa- 
schistische Initative für ein weinrotes Pren- 
zelberg (AIWP) 


Bochum 


Samstag | 17. März 

Nachrichten von Sam 

Auf Einladung der Roten Hilfe Bochum- 
Dortmund berichtet Khaled 

al-Masris Anwalt Manfred Gnjidic über den 
Fall der Entführung und Verschleppung 
durch die CIA Ende 2003 

19 Uhr | Soziales Zentrum Bochum, Rott- 
str. 31 


Dresden 


Samstag | 17. März 

Lesung zum FIES Knastsystem mit Texten 
von Xose Tarrio, Gabriel 

Pombo Da Silva und Paco. Filminterview 
mit den Müttern von Xose Tarrio und 
Gabriel, die über die Situation im spani- 
schen FIES-System reden und speziell über 
die Umstände wie Xose am Gefängnis ge- 
storben ist. 

Anschließend Party zur Finanzierung des 
BORDERPOINTS beim G8 Gipfel. 

20 Uhr | AZ Conni, Rudolf-Leonhardstraße 
39, Dresden 


Hamburg 


Samstag | 17. März 

Kundgebung: Freiheit für Christian Klar! 
Freiheit für alle politischen Gefangenen - 
weltweit! 

Freiheit für alle Gefangenen in Abschiebe- 
haft! Mit der Musikgruppe Daglara Ezgi aus 
Kurdistan und HipHop von La Corte Negra 
aus Venezuela 

Es ruft auf: Karawane für die Rechte der 
Flüchtlinge und MigrantInnen - Hamburg 
c/o Brigittenstrage 5, 

12.00 Uhr | Hauptbahnhof (Glocken- 
gießerwall) 


München 


Samstag | 17. März 

Antirepressionsdemo 

+ Liveband Commandantes (Punk aus Bie- 
lefeld) 

13.00 Uhr | Auftakt Uhr Marienplatz, Ab- 
schlusskundgebung Stachus 


Hannover 


Sonntag | 18. März 

Tag der politischen Gefangenen 

Infos zu Hintergründen und aktuellen Dis- 
kussionen, Film und Kaffee/Kuchen. 
16.00 Uhr | UJZ Korn, Kornstr. 28, 30167 
Hannover 


Heidelberg 


Sonntag | 18. März 

Kundgebung und Infostand 

Rote Hilfe OG Heidelberg 

15-18.00 Uhr | Marktplatz Heidelberg 


Osnabrück 


Dienstag | 20. März 

Interviews mit Gefangenen und ehem. Mit- 
gliedern der Roten Armee 

Fraktion: u.a. wird der Film „Günther Gaus 
im Gespräch mit Christian Klar“ aus dem 
Jahr 2001 gezeigt. 

20.00 Uhr | Cafe Mano Negra, Alte Münze 
12 Osnabrück 


8 Monate Haft für 
US-Verweigerer 


Ungerechtes Urteil 
gegen Agustin 
Aguayo in Würzburg 


Der US-Kriegsdienstverweigerer Agustin 
Aguayo wurde gestern (6.3.) von einem US- 
Militärgericht in den Leighton-Barracks in 
Würzburg zu einer Haftstrafe von 8 Mona- 
ten verurteilt. Er war wegen Desertion und 
Verpassen der Verlegung der Einheit ange- 
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handlung erläutert. 

Verteidiger David Court machte deutlich, 
dass Agustin Aguayo „ein Mann des Gewis- 
sens“ und er „bereits 161 Tage als Gewis- 
sensgefangener inhaftiert ist“. 

Das Urteil wurde vom Einzelrichter am 
frühen Abend des 6. März verkündet: 8 Mo- 
nate Haft. Die bisherige Haftzeit von 161 Ta- 
gen wird angerechnet. Da Agustin Aguayo 
bereits seit dem 26. September 2006 inhaf- 
tiert ist, wird er bei guter Führung voraus- 
sichtlich in etwa 40 Tagen aus der Haft ent- 
lassen werden. 

Michael Sharp vom Military Counseling 
Network (MCN), das Agustin Aguayo seit drei 
Jahren begleitet, sagte im Anschluss an das 
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Mahnwache vor den Leighton Barracks in Würzburg am Prozesstag, 6.3.2007. 


Foto: Rudi Friedrich, Connection e.V. 


klagt worden. Zugleich verfügte das Gericht 
eine Degradierung und eine unehrenhafte 
Entlassung. 

Agustin Aguayo hatte sich Anfang Sep- 
tember 2006 geweigert, sich zwangsweise 
zum erneuten Einsatz in den Irak bringen zu 
lassen, und sah sich genötigt, für einige Wo- 
chen die Armee unerlaubt zu verlassen. Er 
versucht seit fast drei Jahren vergeblich, als 
Kriegsdienstverweigerer anerkannt zu wer- 
den. Agustin Aguayo war als Sanitäter in der 
1. Infanteriedivision in Schweinfurt statio- 
niert und bereits ein Mal mit seiner Einheit 
in den Irak geschickt worden. 

In der gestrigen Verhandlung hatte Agu- 
stin Aguayo noch einmal seine Gewissens- 
entscheidung deutlich gemacht, die ihn da- 
zu bewogen hatte, am 1. September 2006 der 
Verlegung in den Irak nicht nachzukommen 
und für einige Wochen aus der Armee zu flie- 
hen. Er schloss mit dem Satz ab: „Hier ste- 
he ich und kann nicht anders.“ 

Die Staatsanwaltschaft hatte eine Haftstra- 
fe von 30 Monaten gefordert, um weitere Sol- 
datInnen von ähnlichen Handlungen abzu- 
schrecken. „Hier muss ein Zeichen gesetzt 
werden“, hatte der Staatsanwalt in der Ver- 


Urteil: „Agustin Aguayo hat nichts im Ge- 

fängnis zu suchen. Aber angesichts der dro- 

henden Haftstrafe von bis zu 7 Jahren we- 
gen Desertion und Verpassen der Verlegung 

der Einheit bin ich doch froh, dass er zu 8 

Monaten verurteilt wurde. So kann er seine 

Familie bald wiedersehen.“ 

Rudi Friedrich von Connection e.V. erklär- 
te nach dem Prozess: „Dies Urteil ist unge- 
recht. Seine Handlung, die hier bestraft wur- 
de, war nur eine Konsequenz seiner Gewis- 
sensentscheidung. Agustin Aguayo hätte als 
Kriegsdienstverweigerer nie in den Krieg im 
Irak geschickt werden dürfen. Er hätte statt- 
dessen aus der Armee entlassen werden müs- 
sen.“ 

Connection e.V. und das Military Counse- 
ling Network bitten weiter um Unterstützung 
für den US-Kriegsdienstverweigerer Agustin 
Aguayo: 

° durch Spenden auf das Sonderkonto 
7085704 von Connection e.V., Bank für So- 
zialwirtschaft, BLZ 37020500 oder über die 
Webseite http://www.AguayoDefense.org. 

® durch Teilnahme an der online-Postkar- 
tenaktion über http://www.Connection- 
eV.de/postanagustin/ 


Connection e.V. und Military Counseling 
Network (MCN) 

gez. Michael Sharp, MCN 

Rudi Friedrich, Connection e.V. 


Anhörung von Jose 
Fernandez Delgado 


Jose ist einer der vier Personen aus Spanien 
und Belgien, die am 28. Juni 2004 in Aachen 
nach einem Schusswechsel mit der Polizei 
und Geiselnahme verhaftet worden waren. 
Sie hatten versucht, nach einer Polizeikon- 
trolle zu flüchten. Von den vier verhafte- 
ten Personen ist neben Jose noch Gabriel 
Pombo da Silva inhaftiert. 

Jose ist mittlerweile in der JVA Rheinbach. 
Er soll eine Strafe von 14 Jahren absitzen. 
Am 26.02.07 hatte Jose eine Anhörung. Der 
Richter des Amtsgerichts Rheinbach befrag- 
te ihn zu seiner Flucht aus Spanien und dem 
Auslieferungsersuchen der Spanier, welche 
seit 2005 einen europäischen Haftbefehl ge- 
gen ihn erlassen hatten, von dem bis dato 
niemand wusste. 

Da Flucht in Spanien strafbar ist, soll Jose 
dort dafür vor Gericht gestellt werden. 

Er hätte die Möglichkeit gehabt ‚einem 
schnellen Auslieferungsverfahren zuzustim- 
men, was innerhalb von 4-6 Wochen abge- 
wickelt werden könnte. Da dieses Ausliefe- 
rungsverfahren aber unumkehrbar ist und 
die Bedingungen für die Haft in Spanien 
nicht klar sind, ließ Jose sich darauf nicht 
ein. 

Würde ihm der Rest der Strafe, zu der er 
in Aachen verurteilt wurde (knapp 3 Jahre 
sitzt er jetzt), erlassen, wäre er bereit, nach 
Spanien zu gehen. In Spanien selbst hätte 
noch er zwei Jahre abzusitzen von insgesamt 
24 Jahren. Über die Bedingungen der „Rück- 
kehr“ muss mit der Vollstreckungsbehörde 
verhandelt werden. Es gibt dann die Mög- 
lichkeit, dass 

1. Deutschland aufdie restlichen Jahre ver- 
zichtet und die in Spanien vollstreckt wer- 
den (was Jose nicht will); 

2. Deutschland auf den Rest der Strafe ver- 
zichtet, weil bereits ein Teil abgesessen wur- 
de und in Spanien lediglich die 2 Jahre, die 
Jose dort offen hat, vollstreckt werden. Er 
dürfte dann nicht mehr nach Deutschland 
einreisen. 

Üblich ist jedoch, dass mindestens die Hälf- 
te der Strafe in dem Land, dass die Strafe ver- 
hängt hat, abgesessen werden muss. 

Der Richter fragte Jose, warum er aus Spa- 
nien geflohen sei, obwohl er „nur“ noch 2 
Jahre hatte und bereits Freigänger war. Jose 
sagte darauf, dass er lieber in der Sonne als 
in der Zelle wäre. Und er sprach über die 
schlechten Knastbedingungen in Spanien. 

Jose gilt als „schwieriger Gefangener“, da 
er Arbeitsverweigerer ist und nie „Danke“ 
sagt. 

Auf www.escapeintorebellion.info gibt es 
ausführliche Informationen. 


Stuttgart gegen 
Repression 


Am 11.2. fand in Stuttgart eine Diskussi- 
onsveranstaltung zu den Angriffen auf de- 
mokratische Rechte durch sogenannte 
„Antiterrorgesetze" statt. Die Veranstal- 
tung wurde von 50 bis 60 Teilnehmern be- 
sucht ... Auf dieser Veranstaltung wurde 
folgende Resolution verabschiedet: 


„An die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und an die Regierung Baden 
Württembergs 

Die ca. 50 heute am 11.02.2007 im Ana- 
tolischen Kunst und Kulturhaus Stuttgart 
Versammelten, Deutsche und Ausländer 
aus 13 Organisationen und Einzelpersonen, 
protestieren entschieden gegen die willkür- 
liche Durchsuchung, Beschlagnahmung 
von Materialien und Verwüstung des Ana- 
tolischen Kunst- und Kulturhauses und der 
anderen 58 Räume der anatolischen Föde- 
rationen Deutschland, sowie gegen das 
Aufsuchen ihrer Mitglieder zu Hause und 
am Arbeitsplatz, die Verhaftungen, das An- 
legen von Handschellen sogar an Kindern 
durch die Polizei, und gegen die Isolati- 
onshaft des herzkranken Mustafa Atalay in 
Hannover. 

Gemeinsam treten wir ein für Frieden und 
demokratische Rechte international und in 
Deutschland sowie für ein friedliches und 
demokratisches Zusammenleben der Men- 
schen, und wir haben in dieser Absicht 
schon einige Aktionen gemeinsam durch- 
geführt. Dies sind für uns wesentliche 
Schritte zur Völkerverständigung und zum 
Frieden. 

Willkürmaßnahmen wie gegen die Ana- 
tolische Föderation sind zutiefst undemo- 
kratisch und vergiften das Klima. Sie sind 
dazu geeignet, eine Stimmung von Mis- 
strauen und Angstunter Nachbarn und Kol- 
legen und gegen die Solidarität von unten 
zu schaffen. 

Schikanen und Repressalien gegen die 
Flugblattverteilung eines Bündnisses von 
Porschearbeitern, gegen die Montagsde- 
monstranten, gegen das soziale Zentrum 
Subversiv, die Verbreitung antifaschisti- 
scher Symbole wie das durchgestrichene 
Hakenkreuz, der Abriss des selbst verwal- 
teten Jugendhauses in Degerloch, Gewalt- 
methoden gegen progressive politische 
Flüchtlinge, Entzug des politischen Asyls 
oder sogar der Staatsbürgerschaft wegen 
politischer Aktivitäten, Einschüchterungs- 
maßnahmen gegen Kriegsgegner, usw. wer- 
den seit 2001 verstärkt angewandt. Dage- 
gen können z.B. diese Woche Neofaschisten 
ungehindert in Stuttgart ein Konzert ma- 
chen. Peter Hartz hat unzählige Arbeitslo- 
se, Arbeiter und Angestellte betrogen und 
bleibt vor Gericht so gut wie ungeschoren. 

Wir lassen uns nicht spalten in Deutsche 
und Migranten oderin Leute, die jetztschon 
protestieren, oder Menschen, die morgen 
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Berufsverhandlung gegen 

die beiden AntifaschistInnen 
Christian und Leila 

Am 22. und 27. März , jeweils 9 Uhr am 
Landgericht-Berlin, Turmstr. 91, Berlin 
Moabit, beginnt die Berufungsverhand- 
lung gegen Christian und Leila wegen 
Landfriedensbruch pp. in der Nähe eines 
Naziaufmarsches in Dresden am 
13.02.2005. Im ersten Verfahren wurden 
beide zu erheblichen Strafen verurteilt, ob- 
wohl nur unbekannt gebliebene Polizei- 
beamte als Zeugen dienten. 


ihre demokratischen Rechte nutzen. 

Wir fordern Sie auf, die Willkürmaßnah- 
men gegen die Anatolische Föderation so- 
fort einzustellen, die betroffenen Vereine zu 
entschädigen und Mustafa Atalay sofort 
freizulassen. 

Wir fordern die Rücknahme der gesetzli- 
chen Grundlagen, die all dies ermöglicht 
haben, sowie das Verbot der Neofaschisten 
und sagen NEIN zum Antiterrorgesetz in 
Deutschland und international.“ 


www.trueten.de/permalink/Stuttgart_gegen_Re- 
pression.html 


Initiativ e.\.: Widerspruch 
gegen die Aberkennung der 
Gemeinnützigkeit 


Das Finanzamt Duisburg-Hamborn hat am 
26.10.2006 seinem Steuerbescheid für den 
internationalistischen Verein Initiativ e.V. 
eine Anlage beigefügt, in der lapidar erklärt 
wird, dass dem Verein die Gemeinnützig- 
keit aberkannt wird. In der Begründung 
heißt es: „Nach den Veröffentlichungen im 
Verfassungsschutzbericht des Landes NRW 
(Pressefassung) für 2004 S.85/86 und 2005 
S.63/64 wird deutlich, dass der Verein mit 
seinen Aktivitäten (auch) terroristische Wi- 
derstandsgruppen im Irak, Gruppierungen 
in Palästina und der ETA nahestehenden 
Organisationen im Baskenland ideell und 
materiell unterstützen 

möchte.“ Im laufenden Widerspruchsver- 
fahren fordert nun das Finanzamt unseren 
Verein auf, die „Indizien des Verfassungs- 
schutzberichts auszuräumen“ und seine 
„Gemeinnützigkeit [gemäß $ 52 Abgaben- 
ordnung] zu beweisen“. 

Hierzu nimmt Initiativ e.V. wie folgt Stel- 
lung: 

1. Zur Gemeinnützigkeit der Aktivitäten 
des Vereins Initiativ e.V. im Allgemeinen - 
sowie im Besonderen im Jahr 2003 [Be- 
richtszeitraum des vom Finanzamt heran- 
gezogenen Verfassungsschutzberichtes 
2004] In der nach wie vor gültigen Fassung 
der Satzung des Initiativ e.V. heißt es unter 
S 2 Punkt 1: 

„Der Verein stellt sich der Förderung der 


internationalen Gesinnung auf allen Ge- 
bieten der Kultur und des Völkerverständi- 
gungsgedankens zur Hauptaufgabe. Dieser 
Zweck wird insbesondere erfüllt durch Bil- 
dungsangebote, Diskussions- und Kultur- 
veranstaltungen und Informationsstände.“ 
Aus diesem Verständnis heraus hatte der 
Verein schon im Jahre 2002 

beschlossen, Veranstaltungen, Kundge- 
bungen und Demonstrationen gegen den 
drohenden Krieg der USA gegen den Irak 
zu organisieren oder an solchen selbst teil- 
zunehmen bzw. zu unterstützen. Dies führ- 
te zur Gründung der Duisburger Anti- 
kriegsinitiative mit deutschen, kurdischen, 
türkischen und islamischen Vereinen, alles 
Gruppen und Initiativen, die 

sich Friedenspolitik auf ihre Fahnen ge- 
schrieben haben. Darüber hinaus rief In- 
itiativ e.V. zur Beteiligung am europawei- 
ten Aktionstag gegen den Irakkrieg auf. 
Weiteres unter www.initiativ-online.org. 


Sicherungs- 
verwahrung 


— neue Verschärfung geplant! 


Aktuell wird - mal wieder - für eine Ver- 
schärfung des Instituts der Sicherungsver- 
wahrung (SV) plädiert, allen voran von Sei- 
ten der Bundesjustizministerin Zypries, sei- 
tens Bayern, aber auch des baden-würt- 
tembergischen Justizministers Goll. 

Die SV wurde 1933 von den Nationalso- 
zialisten in das Strafgesetzbuch zwecks 
„Unschädlichmachung“ von so genannten 
„Gewohnheitsverbrechern“ aufgenom- 
men. 

Nach 1949 schaffte die DDR die SV ab, 
da sie nationalsozialistischen Ursprungs 
sei, wohingegen die BRD solche Bedenken 
nicht hatte und viele hundert Menschen in 
SV sperrte, sofern der Angeklagte einen 
„Hang zu erheblichen Straftaten“ ($ 66 Ab- 
satz 1 Ziffer 3 Strafgesetzbuch) hatte, auf- 
grund dessen er „für die Allgemeinheit ge- 
fährlich“ war. 

Die Zahl der Verwahrten sank Anfang der 
90er Jahre auf unter 200, um seitdem Jahr 
für Jahr anzusteigen, in Kürze wird die An- 
zahl der Verwahrten die 400er Marke über- 
steigen, d.h. die Zahl hat sich verdoppelt. 
Und dies, obwohl die Kriminalitätsstatistik 
einen Rückgang der Kriminalität belegt. 

Nunmehr sollen auch Jugendliche mit der 
(nachträglichen) SV Bekanntschaft ma- 
chen. Wer nach Ansicht Zypries’ 7 Jahre 
Jugendstrafe verbüßt hat (Bayern und die 
CDU fordern die Grenze bei 5 Jahren Ju- 
gendstrafe zu ziehen) und als „gefährlich“ 
gilt, soll nachträglich von einem Gericht zu 


lebenslanger (!) SV verurteilt werden kön- 
nen, ja verurteilt werden müssen. 

Eine Stimme aus der Stuttgarter Provinz, 
der FDP-Minister Goll, gab in einem Inter- 
view mit dem SWR (27.2.2007) zum Besten, 
er sperre lieber jemanden ein, der fälschli- 
cherweise für gefährlich gehalten werde, als 
jemanden, der tatsächlich rückfällig wird, 
laufen zu lassen. Denn, so der Minister wei- 
ter, schließlich lebten wir in einem Rechts- 
staat. In einem solchen sei es nicht nach- 
vollziehbar, gefährliche Gefangene auffrei- 
en Fuß zu setzen. 

Auf die Frage des Journalisten, ob ihm 
denn aus Baden-Württemberg Fälle von Ju- 
gendlichen, die nach langer Strafe freika- 
men, um dann gravierend rückfällig zu 
werden, bekannt seien, flüchtete Goll sich 
in die Aussage, es habe solche „Einzelfälle 
bestimmt gegeben“, konnte aber keinen 
einzigen anführen. 

Die Rechtssprechung nimmt einen 
schweren wirtschaftlichen Schaden, der bei 
einem „Hang zur Begehung von Strafta- 
ten“ die lebenslange SV rechtfertige schon 
bei Beträgen von 2000 bis 5000 Euro an, 
z.B. bei serienweisen KFZ-Einbrüchen, bei 
stark wertmindernder Benutzung von be- 
trügerisch erlangten Kraftfahrzeugen u.ä. 

Gutachter entscheiden letztlich, ob ein 
Mensch als gefährlich oder ungefährlich 
eingeschätzt wird, und die Richter über- 
nehmen deren Ergebnisse in aller Regel kri- 
tiklos. Erst vor wenigen Wochen las ich ein 
solches Prognosegutachten, welches ein 
Psychiater über einen wegen Einbrüchen 
nun seit acht Jahren in SV sitzenden Ver- 
wahrten abgegeben hatte. Der Herr Sach- 
verständige mokierte sich darüber, dass der 
Proband sich nicht ordentlich von ihm ver- 
abschiedet, mithin die üblichen Regeln der 
Höflichkeit verletzt habe. Welche Diagno- 
seinstrumente oder Kriterien der Gutachter 
einsetzte, blieb ebenso schleierhaft. Zuge- 
gebenermaßen machte es der Gefangene 
dem Gutachter nicht gerade leicht; vielmehr 
konfrontierte dieser den Psychiater mit dem 
Vorwurf, falsche Gutachten abzugeben (al- 
so Inhaftierten z.B. zu Unrecht eine Ge- 
fährlichkeit zu attestieren). Der Sachver- 
ständige nahm, dies ließ sich seinen Aus- 
führungen ohne weiteres entnehmen, dies 
recht persönlich. 

Sicher gibt es auch professioneller arbei- 
tende Gutachter, aber letztlich betreiben sie 
Kaffeesatzleserei auf akademischem Ni- 
veau, dann das künftige Verhalten eines 
Menschen aufgrund seines langjährigen 
Lebens in Haft in die Zukunft zu extrapo- 
lieren, ist schlechterdings nicht möglich. 

Wie wollen Gutachter also einem jungen 
Menschen, der einige Jahre in einer Ju- 
gendstrafanstalt einsaß, ernsthaft beschei- 
nigen, er sei allgemeingefährlich und müs- 
se deshalb lebenslang in SV? 

Der Deutsche Richterbund, sonst nicht für 
laute Kritik bekannt (dessen vormaliger 
Vorsitzender und heutige sächsische Ju- 
stizminister Mackenroth äußerte beispiels- 
weise Verständnis für den Folter einsetzen- 


den stv. Polizeipräsidenten Daschner, 
Frankfurt a. Main), kommentierte die For- 
derungen der Bundesjustizministerin Zy- 
pries als „reinen Populismus“ (Interview im 
SWR vom 26.2.07). 

Es ist jedoch absehbar, dass Zypries, Goll 
und Co. sich durchsetzen werden, mit der 
Folge noch ausgeprägterer Perspektivlosig- 
keit für die Inhaftierten. Denn schon jetzt 
wird enormer psychischer Druck auf diese 
mit der Drohung, man wäre ein Kandidat 
für die nachträgliche SV, ausgeübt. Die „Si- 
cherheit“ der Bevölkerung wird durch sol- 
che Gesetze kein Jota verbessert, aber es 
wird eine gesetzliche Grundlage geschaf- 
fen, um künftig jede missliebige Person 
nach Gutdünken hinter Gefängnismauern 
verschwinden lassen zu können - rein 
RECHTSstaatlich natürlich. 

Thomas Meyer-Falk, c/o JVA - Z. 3117, 
Schönbornstr. 32, D-76646 Bruchsal 
http://www.freedom-for-thomas.de 


Wo sitzen denn 
jetzt eigentlich 

die „versuchten Tot- 
schläger" ... 


„.. In der Gefängnis-Verwaltung oder in 
den Gefängnis-Zellen? Ein Redebeitrag 
der Christian-Soligruppe 


Wer sich gezwungenermaßen etwas mit den 
Verhältnissen in Untersuchungshaft, der 
medizinischen Versorgung und der hohen 
Sterblichkeit in Moabit beschäftigt, dem 
wird schnell klar, wie sehr man den Ver- 
schweigungsstrukturen und institutionali- 
sierten Gewaltverhältnissen hinter Gittern 
ausgeliefert ist, dass hier Menschen nicht 
nur psychisch, sondern auch physisch ge- 
brochen werden. 

Aktuell hört man von fünf Angestellten 
der JVA Moabit, die beschuldigt werden 
Medikamente, die für Gefangene bestimmt 
waren, jahrelang unterschlagen und zum 
Teil verkauft zu haben. Die Anstaltsleitung 
wollte die Unregelmäßigkeiten zuerst ver- 
schleiern, brauchte einen Monat, um sich 
dann doch bei der Polizei zu melden, und 
wies, wie die Jahre zuvor, alle Vorwürfe als 
Hirngespinste zurück. Selbst als wir über 
die Linkspartei.PDS Anfragen stellten, lo- 
gen uns die Verantwortlichen dreist ins Ge- 
sicht. 

Als Christian S. über seine Krankenakte 
beweisen wollte, dass seine Ärzte, insbe- 
sondere der Haftarzt Dr. Rainer Rex, seine 
Medikamentation eigenwillig beschränkte, 
„verbummelte“ oder umstellte, wurde ihm 
seine eigene Akte zur Einsicht gesperrt. 


Häftlinge, die in Arztgeschäftsstellen ar- 
beiten, berichten, dass die zusätzlich gelie- 
ferten Medikamente in den Krankenakten 
der Gefangenen vermerkt wurden und da- 
mit als verabreicht galten. Einsicht in die- 
se Akten bekommen die Häftlinge aber 
nicht. Es sei ein „offenes Geheimnis“, dass 
mit den teuren Medikamenten gehandelt 
werde. 

Die miserable gesundheitliche Versor- 
gung im Untersuchungsgefängnis Moabit 
ist aber nicht nur auf das Fehlverhalten ei- 
niger Beamter zurückzuführen, sondern 
strukturell. Das Fernsehmagazin KLAR- 
TEXT deckte die ganze Geschichte auf und 
sorgte so für neuen Zündstoff. 

Anfang Februar 2007 erklärte die SPD- 
Politikerin Gisela von der Aue, ihres Zei- 
chens Justizsenatorin von Berlin, dass eine 
dienstliche Verbindung derjenigen Arbeits- 
gruppenmitglieder, die ein Fehlverhalten 
zunächst nicht erkennen konnten, zu den 
involvierten Arztgeschäftsstellen des Berli- 
ner Justizvollzugs nicht besteht. 

Warum diese Aussage? Sie wurde nötig, 
weil inzwischen bekannt ist, dass in Moa- 
bit die Leitende Anstaltsärztin die Ehefrau 
des Staatssekretärs Christoph Flügge ist und 
dieser jahrelang die Fachaufsicht hatte. 
Auch Gisela von der Aue selbst ist bezie- 
hungsweise war ins Abgeordnetenhaus ein- 
geheiratet: Die 1949 geborene Juristin ist 
mit Hartmann von der Aue, dem damali- 
gen Direktor des Abgeordnetenhauses von 
Berlin, verheiratet. 1968 trat sie als Stu- 
dentin der SPD bei und war von 1980 bis 
1994 als Referentin im Abgeordnetenhaus 
tätig. 

Selbst Rainer Rex, Direktor des Haft- 
krankenhauses, bezeichnet das Haftkran- 
kenhaus in Moabit als menschenunwürdig. 
In Plötzensee wurde nun ein neues Haft- 
krankenhaus unter der Leitung von Rüdi- 
ger Tietze mit 125 Plätzen errichtet. Die Ju- 
stizverwaltung hat wegen der mensche- 
nunwürdigen medizinischen Versorgung in 
den letzten Jahren ein Auge zugedrückt, da- 
mit keine Gefangenen in öffentlichen „se- 
riöseren“ Krankenhäuser behandelt werden 
mussten. 

In der Ärztezeitung wird das von Rainer 
Rex, dem Leiter des Haftkrankenhauses, ra- 
tional so begründet: „Die Gefängnisleitung 
muss etwa zehn Wachmänner bereitstellen, 
wenn ein Patient für eine Woche in ein 
Krankenhaus in der Freiheit kommt.“ Als 
Arzt sei man angesichts dieses Aufwands 
dazu gezwungen, die Höhe der Latte, ab der 
man die stationäre psychiatrische Behand- 
lung eines Kranken für unausweichlich 
hält, etwas zu verschieben. Ob sich mit dem 
neuen Haftkrankenhaus jetzt etwas an der 
Knast-Todesstatistik ändert, wird sich zei- 
gen. Der nun resignierte Leiter des Haft- 
krankenhauses hat eine enorm hohe Knast- 
Todes-Statistik zu verantworten. Und gera- 
de eristes, dersich in der Ärztezeitung über 
seine missliebigen Patienten beschwert: 
„der Patient sehe den Arzt zuweilen als 
Feind, Gegner oder Angriffsscheibe.“ 


Dass viele Inhaftierte schlichtweg um ihr 
Leben fürchten, kann er nicht verstehen, 
und ärgert sich über Gefangene, die nicht 
einsehen wollen, dass man bei stundenlan- 
gen Aufenthalt in einer Minizelle über 40 
Grad ohne Trinken nicht eines „natürlichen 
Todes“ sterben kann. 

Krankheit im Knast ist so unangenehm 
wie draußen, aber durch die mangelhafte 
Behandlung kommt es zu erheblicheren Be- 
einträchtigungen der Gesundheit und auch 
der psychischen Verfasstheit der Gefange- 
nen. Den Inhaftierten ist eine eigene Be- 
handlung (durch bspw. eigene Medika- 
mentierung) untersagt. Gerade kürzlich 
fand das Robert-Koch-Institut heraus, dass 
es rund 50 Tuberkulosefälle jährlich im Ber- 
liner Strafvollzug gibt - draußen findet man 
solche Prozentzahlen noch nicht einmal in 
so genannten „Entwicklungsländern“. 

Bis zum 8. August 2006 gab es laut Se- 
natsverwaltung der Justiz 16 Tote in den 
Berliner Haftanstalten: Todesursache war 6 
mal unbekannt, 8 mal Selbstmord, 1 mal 
Selbstmord durch Drogen, 1 mal Verlet- 
zung. Abgesehen davon, dass es schlicht 
keinen „Freitod“ hinter Gittern geben kann, 
ist es doch bemerkenswert, dass in der JVA 
Tegel die Todesursache prinzipiell immer 
unbekannt ist, in der 
JVA Moabit aberimmer 
Selbstmord diagnosti- 
ziert wird. Bis zur 32- 
igsten Woche des Jah- 
res 2006 starb durch- 
schnittlich alle 15 Tage 
ein Gefangener, da- 
nach wird plötzlich kei- 
ner mehr gemeldet. Die 
Senatsverwaltung für 
Gesundheit meldete 
Anfang Januar 2007 
die Zahlen für Drogen- 
tote des Jahres 2006. 
Demnach sollen 2006 
auch fünf Gefangene 
durch Drogen ums Le- 
ben gekommen sein 
(die Justizverwaltung 
meldet hingegen genau 
einen). Entweder sind 
Kriterien der verschiedenen Verwaltungen 
bezüglich Drogentoten komplett unter- 
schiedlich oder die Justizverwaltung fälscht 
bewusst ihre Zahlen um. 

Schon Mitte 2006 haben wir zusammen 
mit Häftlingen mehrere Pressemitteilungen 
der Justizverwaltung als unrichtig entlar- 
ven können. Etliche Selbstmorde waren 
keine, sondern durch die Behandlung oder 
besser Nichtbehandlung von psychischen 
und physischen Notlagen geschuldet. Als 
Reaktion darauf hieß es durch Gisela von 
der Aue, aus Rücksicht auf den Datenschutz 
blieben die Todeszahlen zukünftig geheim. 

Wer einer Justiz vorsteht, die die Post der 
Gefangen kontrolliert, nicht durchlässt, 
Zeitungen beschränkt, Gespräche mithört 
und alle Naselang Zellen durchsucht, 
braucht sich nicht auf einmal den Daten- 
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schutz verschreiben. 

Wenn jetzt der Tagesspiegel titelt: „Kri- 
minalität hinter Gittern: Justizsenatorin 
räumt auf“, ist das mehr als ein schlechter 
Witz, denn Gisela von der Aue entlässt ei- 
nen Staatssekretär wegen des Medikamen- 
tenhandels von ihrem Gefängnispersonal. 
Wobei der geschasste Christoph Flügge - 
damals durch den Grünen Wolfgang Wie- 
land ins Amt geholt - eher als noch halb- 
wegs liberal bekannt war und vielmehr ein 
passendes Bauernopfer der jetzigen Justiz- 
senatorin zu sein scheint. 

Flügge soll für die Nichtweitergabe von 
Dienstanweisungen die Verantwortung tra- 
gen. Der 59-jährige Jurist und frühere Rich- 
ter wurde 1989 Leiter der Vollzugsabteilung 
der Justizverwaltung und war damit zu- 
ständig für alle Berliner Haftanstalten. Im 
Juni 2001 wurde er Staatssekretär. 

Die nächsten Posten hat Aue schon ins 
Auge gefasst, eine Verbesserung ist bei den 
ins Gespräch gebrachten Personen nicht zu 
erwarten: ihr ehemaliger Büroleiter und en- 
ger Vertrauer Werner Heinrichs, er kommt 
aus Brandenburg, wo von der Aue zuvor 
Präsidentin des Landesrechnungshofes 
war, und der ehemalige Leiter des bran- 
denburgischen Verfassungsschutzes, Hasso 
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Lieber. Er soll ebenfalls ein enger Vertrau- 
ter der Senatorin sein. 

Im „Biotop JVA“ sind die Seilschaften, die 
meist in den oberen Etagen zu finden sind, 
schwer zu kappen. Die Justiz und die JVA- 
Leitung meiden die Öffentlichkeit wie der 
Teufel das Weihwasser. Maulkörbe zur 
Selbstmordstatistik, verschlossene Kran- 
kenakten, einbehaltene Post, Besuchsver- 
bote sind nur die Spitze des Eisberges - hin- 
ter Gittern kann man schlichtweg wegster- 
ben, ohne dass draußen davon irgendetwas 
mitgekriegt werden kann. 

Daher ist eine kritische Öffentlichkeit von 
und mit Gefangenen umso wichtiger, in- 
formiert uns, schaut auf unsere Internet- 
seite: www.freechristian.gulli.to oder ein- 
fach „Soligruppe Christian S.“ googeln. 


Initiative Oury Jalloh Halle 
Qury-Jalloh-Prozess 
vom 27.-30.3.2007 


Am 27.03.2007 beginnt nach mehr als zwei 
Jahren nach dem Tod von Oury Jalloh end- 
lich der Prozess gegen die verantwortlichen 
Polizisten vor dem Landgericht Dessau. Wir 
sagen endlich, da bereits im Februar 2005 be- 
kannt wurde, dass Oury Jalloh entgegen gän- 
giger Rechtsvorschriften an der Pritsche mit 
Händen und Füßen fixiert wurde. Dass an- 
dererseits der Dienstgruppenleiter Andreas S. 
und der Arzt Andreas B. vermeintlich gefe- 
stigte Rassisten sind, war der Öffentlichkeit 
spätestens im Juni 2005 bekannt. Andreas S. 
war es, welcher sich durch die Schreie des 
sterbenden Oury Jalloh belästigt fühlte und 
mehrfach (!!) die Gegensprechanlage zur Zel- 
le 5 abschaltete. Die Anklage gegen die bei- 
den Polizisten jedenfalls liegt seit dem Mai 
2005 vor. Und seit Juli 2006 ist der Öffent- 
lichkeit das Gutachten des Feuerwehrtechni- 
schen Instituts bekannt, welches abermals 
feststellte, dass Oury Jalloh noch leben könn- 
te, wenn die Polizisten eher eingegriffen hät- 
ten. Im November 2006 verweigerte dann das 
Landgericht Dessau die Aufnahme eines Pro- 
zesses. Erst das Oberlandesgericht Naumburg 
widersprach im Januar 2007 dem Landgericht 
Dessau und machte den Weg für die Eröff- 
nung des Prozesses frei. Zunächst gegen den 
Dienstgruppenleiter Andreas S., seit Februar 
2007 ist nun auch ein zweiter Polizist ange- 
klagt. 

Nicht zuletzt versuchten die Dessauer 
Behörden den direkten Weg staatlicher Zen- 
sur, indem die Initiative Oury Jalloh Halle ein- 
dringlich von Dessauer Polizei und Staats- 
schutz im Januar 2005 aufgefordert wurde, 
diesen oder jenen Inhalt von ihrer Website 
www.oury-jalloh.tk zu entfernen. Gelungen 
ist ihnen das bekanntlich nicht. 

Somit wird deutlich, dass zunächst minde- 
stens die Staatsanwaltschaft, welche nur 
schleppend ermittelte, und das Landgericht 
Dessau, welches die Anklageerhebung ab- 
lehnte, sich enorm bemühten, um einen Pro- 
zess gegen ihre zwei Schützlinge verhindern 
zu können. Die seit Januar 2005 stattfinden- 
den Ermittlungsarbeiten und Anklageerhe- 
bungen erweckten damit immer wieder den 
Eindruck von Vertuschungsabsichten (der 
Staat beschützt ja bekanntlich seine Staats- 
diener). Eine Dessauer Bürgerin bringt es im 
Film der Oury-Jalloh-Demo am 1.4.2006 auf 
den Punkt: „Es ist eindeutig: Man will, dass 
die zwei Polizisten nicht mal angeklagt wer- 
den. Wenn es irgendwie einen Weg gibt, 
möchte man sie nicht mal vor Gericht stellen. 
Man soll alles vergessen, was schon offen ge- 
legt wurde.“ Und selbst aus den eigenen Rei- 
hen wurden die schleppenden Ermittlungen 
bereits Anfang Februar 2005 kritisiert. Ein 
Misstrauen gegenüber den staatlichen Er- 
mittlungsbehörden ist hier also nicht nur an- 
gebracht, sondern geradezu notwendig! 


— 


Deshalb rufen verschiedene Dessauer Ak- 
teure und die Initiative in Gedenken an Oury 
Jalloh zur kritischen Begleitung des Prozes- 
ses auf. Im Zusammenhang mit der Prozes- 
sbeobachtung kam es aber in den letzten Ta- 
gen zu Missverständnissen, so dass wir hier 
noch mal die verschiedenen Spendenaufrufe 
und Aufrufe zur Prozessbeobachtung erwäh- 
nen und zuordnen wollen. 


Prozessbeobachtung durch 


internationale Delegation 
Die Initiative in Gedenken an Oury Jalloh 
wird den Prozess kritisch mit einer interna- 
tionalen Delegation begleiten. Diese interna- 
tionale Delegation wird sich aus acht bis zehn 
Sachverständigen zusammensetzen, die den 
Prozess intensiv verfolgen und eine eigen- 
ständige Pressearbeit machen werden. In die- 
sen Zusammenhang bittet die Initiative in 
Gedenken an Oury Jalloh mit ihrem Spen- 
denaufrufvom 19.2.2007 um Spenden für die 
Arbeit dieser internationalen Delegation. 
Durch Spenden sollen Anreise und Unter- 
kunft der internationalen Delegationsteil- 
nehmerlInnen gewährleistet werden. Spenden 
für die Arbeit der internationalen Delegation 
gehen auf folgendes Konto: 

Antirassistische Initiative 

Bank für Sozialwirtschaft 

Konto-Nr.: 3039600 

BLZ: 100 205 00 

Stichwort: Dessau 


Prozessbeobachtung und Vertretung 
der Nebenklage durch Familie von 
Oury Jalloh 


Die Mutter von Oury Jalloh wird als Vertre- 
terin der Nebenklage den Prozess verfolgen. 
Sie und der Halbbruder Oury Jallohs müssen 
dafür aus Guinea anreisen. Zur Deckung der 
anfallenden Reisekosten von insgesamt 3000 
Euro rufen verschiedene Dessauer Akteure zu 
Spenden auf. Spenden für die Reisekosten der 
Mutter und des Halbbruders von Oury Jalloh 
sollen auf folgendes Konto gehen: 
Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt 
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Sparda Bank Magdeburg 

Konto-Nr.: 8 44 62 70 

BLZ: 12 09 65 97 

Stichwort: Reisekosten Familie Jalloh 


Prozessbeobachtung durch alle 


Neben der internationalen Delegation sollen 
natürlich auch interessierte Menschen den 
Prozess kritisch begleiten. Die Initiative in 
Gedenken an Oury Jalloh ruft deshalb alle 
Menschen auf, an den 4 Verhandlungstagen 
vom 27.3.-30.03. 2007 vor Ort zu sein. Da- 
mit soll nach den Worten der Initiative in Ge- 
denken an Oury Jalloh die notwendige kriti- 
sche Genauigkeit, Transparenz und Konse- 
quenz des Prozesses gewährleistet werden. 
weitere Informationen zu Oury Jalloh: 
Initiative Oury Jalloh Halle ® Initiative in 
Gedenken an Oury Jalloh ® Projekt Gegen- 
Part e Plataforma Berlin ® The Voice Fo- 
rum ® thecaravan.org 


Karawane Hamburg 


Engin Celik von Ab- 
schiebung bedroht 


Am 7. Januar 2007 wurde der kurdische 
Künstler Engin Celik in der Nähe von Gießen 
von Polizisten festgenommen und in die JVA 
Gießen gebracht. Ihm wurde mitgeteilt, dass 
sein Asylverfahren negativ entschieden sei 
und man ihn in die Türkei abschieben wer- 
de. Aus Protest trat Engin am 15. Januar in 
einen Hungerstreik. Draußen begann eine 
massive Solidaritätskampagne. Nach 30 Ta- 
gen Hungerstreik wurde er am 13. Februar 
endlich aus der Haft entlassen. Doch er ist 
noch immer von Abschiebung bedroht. 
Engin Celik befindet sich in großer Gefahr. 
Wir rufen alle fortschrittlich eingestellten Or- 
ganisationen und Menschen (auch die, die be- 
reits für seine Freilassung aktiv waren) auf, 
alles zur Verhinderung der Abschiebung und 
für seine Asylanerkennung zu tun. Wir bit- 


ten Euch eindringlich, Euch mit der Forde- 
rung nach der Asylanerkennung für Engin 
Celik an die unten stehende Adressen zu wen- 
den. 

Engin Celik ist in Deutschland bekannt ge- 
worden durch seine scharfe Kritik an der bru- 
talen Unterdrückungspolitik des türkischen 
Staates gegen die kurdische Bevölkerung. Als 
Mitglied der Theatergruppe „Bühne der Träu- 
me“, der Musikgruppe „Daglara Ezgi“ und als 
Dichter ist er auf vielen Kulturveranstaltun- 
gen aufgetreten und ist dabei mit verschie- 
denen Kulturpreisen ausgezeichnet worden. 
Zuletzt ist er beim „Internationalen Yilmaz 
Güney Festival“ in Frankfurt im November 
2006 mit dem Ersten Preis für seine Dicht- 
kunst geehrt worden. 

Neben seiner intensiven politischen Kul- 
turarbeit widmet er seine gesamte verblei- 
bende Zeit der Jugend- und Menschen- 
rechtsarbeit. Er organisiert zusammen mit 
anderen Seminare und Diskussionsabende 
für Jugendliche, um eine fortschrittliche und 
gesellschaftliche Entwicklung zu fördern und 
unter den TeilnehmerInnen Werte wie Soli- 
darität, Mut, gegen Ungerechtigkeit aufzu- 
stehen, Respekt, Offenheit und Selbstbewus- 
stsein zu fördern. 

Das Mig-Zentrum (Verein der kulturellen 
medialen Kommunikationsstelle der Migra- 
tion e.V.) und das „Internationale Zentrum 
B5“ in Hamburg sind feste Basen seines krea- 
tiven Schaffens. Darüber hinaus gibt er viel 
Zeit für Veranstaltungen, Treffen und Musik- 
und Theaterauftritte in ganz Deutschland auf. 

In der Menschenrechtsarbeit wirkt er vor 
allem aktiv im bundesweiten Netzwerk der 
„Karawane für die Rechte der Flüchtlinge und 
MigrantInnen“. Er sieht es als seine Aufgabe, 
die chauvinistische und repressive türkische 
Staatspolitik öffentlich zu machen und sich 
mit dem Kampf anderer Flüchtlinge gegen 
politische Verfolgung, Unterdrückung der 
Meinungsfreiheit, für wirkliche Demokratie 
und Emanzipation zu solidarisieren. Mit der 
Hervorhebung des Karawane-Slogans „Asy- 
lrecht ist Menschenrecht und kein Privileg“ 
schloss er sich der Kritik gegen die rigorose 
Abschiebepolitik in Deutschland an. Auch 
ihm selbst verweigern die deutschen Behör- 
den den Schutz vor seiner Verfolgung in der 
Türkei. 

Briefe mit der Forderung nach Asylaner- 
kennung bitte an: 

Schlesw.-Holsteinisches Verwaltungsgericht 
Brockdorff-Rantzau-Straße 13 

24837 Schleswig 

Tel.: 04621 86-0 ® Fax: 04621 86-1277 
Email: verwaltung@ovg.landsh.de 


Innenministerium Schleswig-Holstein 
Innenminister Ralf Stegner 
Düsternbrooker Weg 92 

24105 Kiel 

Telefon: 0431/9 88-0 

Fax:0431/9 88-30 03 

E-Mail: internetredaktion@im.landsh.de 


Mehr Informationen: 
ravan.org 


http://www.theca- 
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Droht Marco Camenisch le- 
benslängliche Verwahrung? 


Der Staat und die Staatsanwaltschaft Zürich 
sind schlechte Verlierer! 

Vor rund zwei Jahren fand am zürcheri- 
schen Geschworenengericht der Prozess ge- 
gen Marco Camenisch statt, wobei der Staats- 
anwalt Ulrich Weder Marco lebenslänglich 
hinter Gittern bringen wollte. Marco wurde 
damals zu 17 Jahren Knast verurteilt, als Zu- 
satzstrafe zu den 12 Jahren, die er bereits in 
Italien abgesessen hat. 

Die Verteidigung erhob gegen das Strafmaß 
eidgenössische Nichtigkeitsbeschwerde, und 
für einmal folgte das Bundesgericht ihren 
Anträgen. Mit einer Begründung, die darauf 
hinausläuft, dass das Geschworenengericht 
maximal eine Zusatzstrafe von 6 - 8 Jahren 
ausfällen kann, wies es die Sache für eine 
Neubeurteilung an das Geschworenengericht 
zurück. Dieses wird nun am 12. März 2007, 
ab 8.15 Uhr im Sitzungssaal des Oberge- 
richtsgebäudes, Hirschengraben 13, in 
Zürich, verhandelt. 

Der Repräsentant des Staats, Staatsanwalt 
Ulrich Weder, welcher sich mit seinem An- 
trag auflebenslänglich aufder Verliererstraße 
befindet, hat nun die Verwahrung von Mar- 
co beantragt, und zwar mittels psychiatri- 
schem Zwangsgutachten. Geht’s nicht mit le- 
benslänglich, Marco für immer abzuschotten, 
dann durch die Hintertür mit der Verwah- 
rung. 

Überraschend kommt dieser Antrag im 
heutigen reaktionären politischen Klima 
nicht. Marco ist Teil des politischen Wider- 
stands. Er ist jederzeit mit Erklärungen prä- 
sent und war zuletzt mit einem Hungerstreik 
von ihm und Erdogan E. gegen das WEF in 
Davos aktiv. Trotz langjährigem Knast hält er 
ungebrochen an seiner politischen Überzeu- 
gung fest und lässt sich auf keine Kompro- 
misse ein. Der bürgerliche Klassenstaat, der 
laut über die Errichtung weiterer AKW’s 
nachdenkt, will Marco daher möglichst sein 
ganzes Leben lang hinter Mauern wegge- 
sperrt sehen. 

Es wäre in der Geschichte der schweizeri- 
schen Klassenjustiz das erste Mal, dass ein 
politischer Gefangenerin die Verwahrung ge- 
schickt würde. Lassen wir dies nicht zu, mo- 
bilisieren wir dagegen und kommen am 12. 
März, um 8.15. vor das Obergericht. 


Protestnote an die belgische 
Botschaft in Osterreich 


Wir haben uns vor der belgischen Botschaft 
in Wien versammelt, um gegen die Anti-Ter- 
rorgesetze der belgischen Regierung sowie 
die damit verbundene Einschränkung politi- 
scher und ziviler Rechte sowie der der freien 
Meinungsäußerung und Organisierung zu 
protestieren. 

Heute vor einem Jahr wurden in Belgien 7 
Personen zu Gefängnisstrafen von 4-7 Jah- 
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ren verurteilt. Die Angeklagten wurden auf 
der Basis der Anti-Terrorgesetzgebung ver- 
urteilt, welche im Jahre 2006 erlassen wur- 
de. 

Bei den Gefangenen handelt es sich um 
Musa Asoglu, Kaya Saz, Sükriye Akar und 
Bahar Kimyongür. Die Urteile wurden nicht 
aufgrund von Aktivitäten aufbelgischem Bo- 
den verurteilt, sondern aufgrund der Sym- 
pathie mit der marxistischen Bewegung 
DHKP-C, deren Kampf gegen das türkische 
Regime ausschließlich in der Türkei geführt 
wird. 

Wir verurteilen aufs Schärfste, dass Anti- 
Terrorgesetze zur Kriminalisierung und zum 
Verbot legaler, politischer Aktivitäten mis- 
sbraucht werden. Gleichzeitig verurteilen wir 
die Verletzung politischer und ziviler Rechte 
wie das Recht auf freie Meinungsäußerung 
und Organisierung. 

Freiheit für die politischen Gefangenen in 
Belgien! 

Wir unterstützen die Forderung der Gefan- 
genen und ihrer Angehörigen nach einem 
neuen, fairen und unabhängigen Prozess! 

Die Isolationspraktiken gegenüber den Ge- 
fangenen müssen zur Gänze beendet werden! 
TeilnehmerInnen der Kundgebung vor der 
Belgischen Botschaft, 28.2.2007 


Solidarität mit den verhafte- 
ten GenossInnen in Italien 


Am 12. Februar startete die italienische und 
schweizerische Polizei eine Grooffensive ge- 
gen die kommunistische Bewegung. In Mai- 
land, Padua, Triest, Turin und Zürich durch- 
suchten die über 500 im Einsatz stehenden 
Polizisten zahlreiche Wohnungen und ver- 
hafteten 15 GenossInnen. Seit über zwei Jah- 
ren wurden die GenossInnen systematisch 
überwacht und gefilmt, auch hier in der 
Schweiz, mit Hilfe der schweizerischen Bun- 
despolizei. Wie weit entwickelt die Zusam- 
menarbeit zwischen den europäischen Re- 
pressionskräften bereits ist, zeigt die Tatsa- 
che, dass an der Hausdurchsuchung gegen 
unsere Genossin in Zürich die berüchtigte ita- 
lienische politische Polizei, die DIGOS, an- 
wesend war. Wie gegen die 15 in Italien Ver- 
hafteten eröffnete die italienische Justiz auch 
gegen unsere Genossin Strafverfahren wegen 
„Zugehörigkeit zu terroristischen Vereini- 
gung und Umsturz einer demokratischen 
Ordnung, Widerhandlungen gegen das Waf- 


fengesetz usw.“. Die verhafteten 
GenossInnen in Italien sind al- 
lesamt bekannte Militante aus 
der kommunistischen Bewe- 
gung, die in Gewerkschaften 
A und Centri Sociali arbeiteten. 
| Vorgeworfen wird ihnen der 
Aufbau einer Kämpfenden 
Kommunistischen Partei und 
die Herausgabe der Zeitschrift 
„Aurora“. Für die Justiz und die 
geradezu hysterisch reagieren- 
den Massenmedien wiegt of- 
fenbar die Tatsache am schwerwiegendsten, 
dass die verhafteten GenossInnen aktive Ge- 
werkschaftsmitglieder waren. Eine entlar- 
vende Aufregung, zeigt sie doch nur, dass die 
wahren Terroristen, die Kriegstreiber, die Ar- 
beitsplatzvernichter und Sozialabbauer auf 
der anderen Seite, beim Kapital und seinem 
Staat zu suchen sind. 

Freiheit für die verhafteten GenossInnen! 
Für den Kommunismus 

Revolutionärer Aufbau Schweiz, 16.2.07 


Öcalans Anwälte 


Unser Mandant wird 
vergiftet 


RoM, 1.3.2007. Als Anwälte von Herrn Ab- 
dullah Öcalan aus Italien und der Türkei ge- 
ben wir mit dieser Pressekonferenz erstmalig 
die Ergebnisse der Arbeit der letzten drei Mo- 
nate der Öffentlichkeit bekannt. 

Laboruntersuchungen der Haarproben von 
Herrn Öcalan zeigen eine Konzentration der 
Elemente Strontium und Chrom, die deutlich 
über den Normalwerten liegt. Aus Sicher- 
heitsgründen wurden diese Untersuchungen 
ohne Offenlegung der Identität des Probanden 
durchgeführt. Die Testergebnisse wurden von 
dem sachverständigen Labor als Anzeichen ei- 
ner chronischen Vergiftung identifiziert. 

Vor einer Woche wurden diese Ergebnisse 
sowohl dem Menschenrechtskommissar des 
Europarates als auch dem Europäischen Ko- 
mitee zur Verhütung von Folter und un- 
menschlicher oder erniedrigender Behand- 
lung oder Strafe (CPT) vorgelegt. Beide wur- 
den ersucht, in dieser Sache zu intervenieren. 
Obwohl noch keine Reaktion sichtbar wurde, 
sind wir der tiefen Überzeugung und hegen 
die Erwartung, dass diese Institutionen sensi- 
bel reagieren werden. 

Wir, die Anwälte von Herrn Öcalan, sind 
ernsthaft besorgt über die Ergebnisse der Ana- 
lyse der Proben, die unter extrem schwierigen 
Bedingungen gewonnen wurden. Bis jetzt wis- 
sen wir nicht, woher diese Elemente in ihrer 
alarmierend hohen Konzentration stammen, 
seit wann sie in dieser Menge vorhanden sind 
und welche Auswirkungen sie auf unseren 
Mandanten haben. Wir gehen jedoch davon 
aus, dass das Leben unseres Mandanten hoch- 
gradig gefährdet ist. Wir glauben, dass die vor- 
liegenden wissenschaftlichen Ergebnisse die- 


se Befürchtung rechtfertigen. Unter den gege- 
benen Umständen bleibt uns nichts, als die 
Aufmerksamkeit auf diesen Aspekt der Tatsa- 
chen zu lenken. Es ist absolut notwendig, dass 
die vorliegenden Ergebnisse von einer unab- 
hängigen und internationalen Expertendele- 
gation untersucht werden und eine neue Ana- 
Iyse unter besseren Bedingungen durchge- 
führt wird, so dass die Situation vollständig 
aufgeklärt werden kann. Wir bestehen darauf, 
dass eine solche Untersuchung ohne Verzöge- 
rung sofort durchgeführt wird. 

Die Verantwortung für Leben und Gesund- 
heit von Herrn Öcalan liegt in den Händen der 
Regierung der Republik Türkei. Seit dem 15. 
Februar 1999 ist Herr Öcalan im Ein-Perso- 
nen-Gefängnis Imrali inhaftiert, das von ei- 
nem militärischen Sperrgebiet von fünf Mei- 
len umgeben ist und den Status eines Hoch- 
sicherheitsgefängnisses hat. Vor seiner Inhaf- 
tierung auf der Gefängnisinsel Imrali hatte 
Herr Öcalan keinerlei ernsthafte gesundheitli- 
che Probleme. In der Folgezeit haben sich je- 
doch seine gesundheitlichen Probleme ver- 
mehrt und verschärft. Die notwendigen na- 
tionalen und internationalen Institutionen 
und NGOs sowie die Öffentlichkeit und die 
Behörden der Türkei wurden wiederholt über 
die gesundheitlichen Problemen unseres Man- 
danten informiert. Leider müssen wir Ihnen 
sagen, dass die nationalen und internationa- 
len Gesundheitsorganisationen keinen ernst- 
haften und verantwortungsvollen Umgang 
mit diesem humanitären Problem gezeigt ha- 
ben. Die türkischen Verantwortlichen antwor- 
teten immer wieder, dass regelmäßige Ge- 
sundheitsuntersuchungen stattfänden und 
keine ernsthaften Probleme vorlägen. 

Die Ihnen hier vorgelegten Untersuchungs- 
ergebnisse zeigen jedoch, dass diese offiziel- 
len Informationen falsch und nicht vertrau- 
enswürdig sind. Aus diesem Grund rufen wir 


wie hier in 


Tausende - demonstrierten, R 
Frankfurt, gegen die Vergiftung Ocalans 


die Regierungsbehörden der Türkei dringend 
auf, angesichts der vorliegenden wissen- 
schaftlichen Ergebnisse verantwortungsbe- 
wusst zu handeln und erwarten, dass sie einer 
internationalen Expertendelegation bei ihren 
notwendigen Untersuchungen auf der Ge- 
fängnisinsel Imrali jede Unterstützung ge- 
währen. 

Wir wenden uns an die Vereinten Nationen, 


den Europarat, das CPT und alle zuständigen 
Institutionen. Wir fordern, dass eine unab- 
hängige internationale Delegation aus Fach- 
leuten unverzüglich zur Gefängnisinsel Imra- 
li aufbricht und eine vollständige Untersu- 
chung des Gesundheitszustands unseres Man- 
danten vornimmt. Auch wir werden der Sa- 
che weiter nachgehen und alle erforderlichen 
rechtlichen Schritte unternehmen. 

Im Namen der Anwälte aus Italien und der 
Türkei 

Rechtsanwalt Mahmut Sakar 

Quelle: ISKU 


Erklärung von Behic Asei, Gülcan Görüro- 
glu und Sevgi Saymaz 


„Das Rundschreiben muss in 
die Praxis umgesetzt werden" 


Es folgt eine Übersetzung einer gemeinsa- 
men Erklärung von Behic Asci, Gülcan 
Görüroglu und Sevgi Saymaz, die ihren To- 
desfasten-Widerstand am 22.01.2007 un- 
terbrochen haben. 


05.03.2007. Das Rundschreiben 45/1 des Ju- 
stizministeriums, welches am 22.01.2007 aus- 
gesandt wurde, muss in die Praxis umgesetzt 
werden! 

Wie wir wissen wurde der Todesfasten-Wi- 
derstand gegen die Isolation in F-Typ-Ge- 
fängnissen, der im Jahr 2000 begann am 
22.1.2007 unterbrochen. 

Als die letzten Todesfastenden dieses großen 
Widerstandes haben wir das Rundschreiben 
45/1 des Justizministeriums vom 22.01.2007 
als einen konkreten Schritt vorwärts in Rich- 
tung Ende der Isolation beurteilt und deshalb 
unser Todesfasten zu fortgeschrittenem Zeit- 
punkt unterbrochen. 

In diesem Rundschreiben waren folgende 
Punkte entscheidend für die Unterbrechung 
des Todesfastens: 

Das Rundschreiben versprach das Zusam- 
menkommen von Gefangenen ohne Bedin- 
gungen. Dieser Punkt ist entscheidend für das 
Ende der Isolation. Das Rundschreiben ver- 
sprach, zunächst 10 Stunden des Zusammen- 
kommens zu gewährleisten. Der Justizmini- 
ster ergänzte in einem persönlichen Verspre- 
chen, dass die 10 Stunden auf 20 Stunden aus- 
geweitet werden könnten. 

Doch nach eineinhalb Monaten wurde 
nichts davon in die Praxis umgesetzt. Die Ge- 
fängnisbehörden wehren sich mit allen Mit- 
teln gegen das Rundschreiben. 

Der Justizminister und die Hauptverwaltung 
der Gefängnisse tun nichts, um das Problem 
zu lösen, und sind die wahren Verantwortli- 
chen. Als Widerstandskämpfer verfolgen wir 
genauestens die Entwicklungen und Umset- 
zungen. 

Deshalb warnen wir das Justizministerium: 
Der Justizminister soll ja nicht Wege austüf- 
teln, um die Versprechen aus dem Rund- 
schreiben und die mündlichen Versprechen, 
die er in dieser Angelegenheit gegeben hat, zu 
umgehen. Denn: Wir würden unseren Wider- 


stand sofort wieder aufnehmen. 

Weiters laden wir die Intellektuellen, Künst- 
lerInnen, demokratischen Massenorganisatio- 
nen, die Vertreter professioneller Organisatio- 
nen, sowie die PolitikerInnen ein, die von ih- 
nen übernommene Verantwortung bezüglich 
der Umsetzungen des Rundschreibens wahr- 
zunehmen, damit das Problem gelöst werden 
kann. 

Behic Asci, Gülcan Görüroglu and Sevgi Say- 
maz 


Zur Lage palästinen- 
sischer Gefangener 


Laut Angaben der palästinensischen Men- 
schenrechtsorganisation ‚The Mandela Insti- 
tute for Human Rights‘ waren Ende Dezember 
2006 10.580 (davon 112 weibliche und 383 ju- 
gendliche) palästinensische politische Gefan- 
gene in israelischen Gefängnissen. 720 Men- 
schen sind in Administrativhaft. Administra- 
tivhäftlinge werden monate- und nicht selten 
jahrelang festgehalten, ohne dass sie ange- 
klagt oder vor Gericht gestellt werden. 

Da die israelische Besatzungsmacht tagtäg- 
lich Razzien in den besetzten Gebieten durch- 
führt und politische Aktivisten oder ver- 
meintliche Aktivisten verhaftet, dürften die 
Angaben des Mandela Institute überholt sein. 

In ihrem Februar-Newsletter beziffert die 
Frauenorganisation für politische Gefangene 
(WFOPP) die Anzahl der weiblichen Gefange- 
ne auf um die 120. Davon sind 105 in Hasha- 
ron-Gefängnis, Talmond, derRest in Neve-Tir- 
za-Gefängnis, Ramle und in verschiedenen 
Verhör- oder Haftzentren. Viele der Frauen ha- 
ben schon seit Jahren keinen Besuch mehr be- 
kommen, meistens, weil die Israelis ihre Fa- 
milienangehörigen Besuchsverbot erteilt ha- 
ben oder weil die Frauen ständig von einem 
Gefängnis zum anderen verlegt werden und 
ihre Angehörigen nicht wissen, wo sie gerade 
festgehalten werden. In den letzten Monaten 
haben die Frauen kaum noch Post erhalten. 
Post von Familienmitgliedern kommt mei- 
stens nach drei Monaten an, Post aus dem Aus- 
land viel später oder überhaupt nicht. 

Die Frauen beschweren sich, dass sich die 
Gefängnisverpflegung in den letzten Jahren 
derart verschlechtert hat, dass sie gezwungen 
sind, Grundnahrungsmittel zu kaufen. Die Ge- 
fängnisverwaltung hat seit neuestem ihre 
Konten wieder freigegeben, die Höhe der Geld- 
einzahlung aber begrenzt, sodass sie Schwie- 
rigkeiten haben, sich zu ernähren. Ihre Zellen 
sind ungeheizt und die Bettdecken für Winter 
ungeeignet. Das internationale Rote Kreuz 
musste sie mit Trainingsanzügen und warmen 
Socken versorgen. 

Ca. 1.000 Gefangene haben ernsthafte ge- 
sundheitliche Probleme, sagt die Gefange- 
nenhilfsorganisation Al-Dameer, 150 brau- 
chen schnelle medizinische Versorgung. In 28 
Fälle ist die Situation lebensgefährlich, den- 
noch weigern sich die israelischen Behörden, 
sie aus humanitären Gründen freizulassen. In 
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Gefangener - Bild von Ahmad Abu Hannya 


Januar starb der Gefangene Jamal Sraheen im 
Negev-Gefängnis an verschiedenen Blut- und 
Lungenkrankheiten, weil die Gefängnisver- 
waltung sich weigerte, ihn ins Krankenhaus 
zu verlegen. Sraheen war der 187. Gefange- 
ne, der im Besatzungsgefängnis starb. 

„Die Politik der bewussten medizinische 
Vernachlässigung durch die israelische Armee 
und die Gefängnisbehörde zusammen mit den 
unmenschlichen Gefängnisbedingungen sind 
die direkte Ursachen für den wiederholte Tod 
von Gefangenen entweder während der Haft 
oder nach der Freilassung“, konstatiert die 
eher konservative Organisation Menschen- 
freunde International. Sraheen kam am 18. 
Mai 2006 in Administrativhaft. Im November 
wurde die Haft um sechs Monate verlängert. 

Gefangene, die mit Schusswunden eingelie- 
fert werden, müssen tagelang warten, bevor 
sie überhaupt einen Arzt zum Gesicht bekom- 
men. Im Nafha-Gefängnis gibt einen einzigen 
Arzt für 744 Gefangene, der Arzt macht nur 
Tagdienst. Ein Gefangener, der mit einem ge- 
brochenen Bein eingeliefert wurde, war nach 
vier Tagen immer noch nicht behandelt wor- 
den, sagt sein Anwalt Ibrahim Mahajneh, der 
ihn für fünf Minuten besuchen durfte. 
Während des Besuchs war der Gefangene an- 
gekettet. 

Die Gefangenen werden geschlagen und 
misshandelt, ohne Grund in Isolation gesteckt 
oder in ein anderes Gefängnis verlegt und sind 
ständigen Beleidigungen und Erniedrigungen 
ausgesetzt. Wie bei den Frauen mangelt es 
auch bei den Männern an warmen Bettdecken. 
Bei Zellenrazzien werden Tränengas und 
Gummigeschosse und sogar Wachhunde, wie 
in Ramleh Gefängnis im Dezember geschehen, 
eingesetzt. 

Die Gefangene wehren sich gegen die un- 
menschlichen Bedingungen nach Kräften, zu- 
letzt mit Hungerstreiks in Beer Sheeva, wie 
auch in Negev nach dem Tod von Jamal Sra- 
heen im Januar und in Etzion im Februar. 

Al-Dameer fordert das internationale Rote 
Kreuz auf, sich für eine adäquate medizinische 
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Versorgung der palästinensischen politischen 
Gefangene bei den israelischen Gefängnis- 
behörden einzusetzen, und die Unterzeich- 
nerstaaten der IV. Genfer Konvention, Israel 
unter Druck zu setzen, die Gefangenen gemäß 
der Konvention zu behandeln, und eine Kom- 
mission zu entsenden, um die Bedingungen in 
den israelischen Gefängnissen zu untersu- 
chen. 

http://mandela-palestine.org/old/ 
www.wofpp.org ® www.aldameer.org/ 
http://english.pnn.ps/index.php 
www.wafa.ps 


Mumia Abu-Jamal 


Unterstützer mobili- 
sieren — „Kill-Mu- 
mia -Fraktion auch 


Bis jetzt hat das Bundesberufungsgericht in 
Philadelphia noch keinen neuen Termin für 
die ursprünglich für Januar terminierte An- 
hörung angesetzt, die über das Leben und die 
Freiheit von Mumia Abu-Jamal entscheiden 
könnte. Der afroamerikanische Journalist 
und politische Gefangene wurde vor 25 Jah- 
ren des Mordes an einem weißen Polizisten 
beschuldigt und zum Tode verurteilt. 

Im Januar berichtete Abu-Jamals Anwalt, 
Robert F. Bryan, den Teilnehmern der XI. Ro- 
sa-Luxemburg-Konferenz in Berlin über den 


16.3.2007: Freiheit für Mumia Abu-Jamal 
Lesung mit Michael Schiffmann - Mumia 
Abu-Jamal: „Wettlauf gegen den Tod“ 
2007 wird Mumia erstmals seit 1997 eine ge- 
richtliche Anhörung vor einem der höchsten 
Gerichte der USA bekommen. Entgegen dem 
weit verbreiteten Glauben von Mumias „Be- 
gnadigung“ hatte Richter William Yohn 
2001 gar nichts entschieden, sondern ledig- 
lich die Hinrichtung Mumias außer Kraft ge- 
setzt. Es kommt jetzt darauf an, Öffentlich- 
keit und Druck zu entwickeln, damit Mumia 
einen neuen Prozess bekommt und nicht 
statt dessen seinen dritten Hinrichtungsbe- 
fehl, der dann wahrscheinlich endgültig wä- 
re. Wir wollen, dass Mumia so schnell wie 
möglich frei ist. Niemand ist so naiv zu glau- 
ben, dass es „faire“ politische Verfahren in 
den USA gibt. Aber wir sind uns sicher, dass 
wirihm und seinem Anwaltsteam durch star- 
ke öffentlich geäußerte Solidarität den 
Rücken stärken können. Bei unserem Event 
wird der Autor etwas aus seinem Buch le- 
sen, ein update zur aktuellen Entwicklung 
geben und Fragen beantworten. Veranstal- 
tet durch: Rote Hilfe e.V. & Ausnahmsweise 
e.V. 

19:00 Uhr, BAIZ, Christinenstr.1, Berlin 


17.3.2007: Das Mumia Hörbuch: 
Record Release Party 


Stand des Verfahrens und die Bedeutung der 
anstehenden Anhörung. 

Auch die Unterstützer Abu-Jamals in den 
USA sind ständig unterwegs, um für den be- 
deutenden Tag zu mobilisieren. Zusammen 
mit der Jericho Movement werden sie am 17. 
März an der Antikriegsdemonstration in 
Washington DC unter der Motto „Freiheit für 
alle politischen Gefangenen und Kriegsge- 
fangenen“ und mit der Forderung nach einer 
parlamentarischen Untersuchung über das 
geheime FBI-Programm COINTELPRO der 
1960er/70er Jahre zur Zerstörung der Black 
Panther Party und alle anderen liberalen / 
linksgerichteten Protestbewegungen teilneh- 
men. 

Einen nicht unbedeutender Teil ihrer Zeit 
verbringt die Unterstützungskampagne da- 
mit, die Lügen und Desinformationskampa- 
gne der ‚Kill-Mumia-Faktion‘ unter der Lei- 
tung der Polizeigewerkschaft Fraternal Order 
of Police (FOP) entgegenzuwirken. 

Nachdem der Pariser Vorort St. Denis eine 
Straße nach Abu-Jamal benannte, griff die 
FOP den Stadtrat von St. Denis ebenso vehe- 
ment an wie den Stadtrat von Paris, weil die- 
ser Mumia 2003 zum Ehrenbürger von Paris 
ernannt hatte. Unter anderem bewirkt die 
FOP, dass der US-Kongress im Dezember ei- 
ne Resolution verabschiedete, die die Stra- 
Benbenennung und St. Denis verurteilt. Abu- 
Jamals Unterstützer haben eine Kampagne 
für die Ansetzung einer Untersuchung des 
Rechtsausschusses initiiert, der über die Fak- 
ten des Falles informieren und Vertreter St. 
Denis anhören sollte. 


20 Uhr Lesung mit dem Autor Michael 
Schiffmann 

ab ca. 22.30 DJ’s: Lucha Amada (www.luch- 
aamada.com), DJ Phoney , DJ Beni (Strom- 
gitarren) Cocktailbar, Infos zu Mumia, Ein- 
tritt 3 Euro. Veranstaltet durch: Ausnahms- 
Weise e.V. 

20:00 Uhr, SYNDIKAT, Weisestr.56, 12049 
Berlin 


18.3.2007: Freiheit für Mumia Abu-Jamal 
Der ehemalige „Black Panther“, „Move*- 
Unterstützer und Revolutionär „Mumia 
Abu-Jamal“ sitzt seit über 25 Jahren un- 
schuldig in „Death Row“ (Todestrakt). Er ist 
für viele ein Symbol für die Unterdrückung 
der Schwarzen in den USA geworden. Mu- 
siker wie „Rage Against the Machine“, „An- 
ti-Flag“ oder „Tupac Shakur“ haben über ihn 
gesungen. Es gab auch in den vergangenen 
Jahren viele internationale Aktionen für ihn. 
Die Veranstaltung soll dazu dienen, den Fall 
wieder bekannter zu machen und über die 
aktuelle Situation von Mumia zu informie- 
ren. Getränke und proletarisch-vegetarische 
Vokü gibts auch! Veranstaltet durch: Anti 
Nationale Neuköllner Antifa A.N.N.A. 
20:00 Uhr, Lunte, Weisestr.53, 12049 Berlin 
URL: http://www.jungewelt.de/termine/in- 
der.php?id=5490 

Weiteres: www.das-mumia-hoerbuch.de 


In der laufenden Wahlkampf zum Bürger- 
meister von Philadelphia hat die FOP durch- 
sickern lassen, dass sie eine Kandidatur der 
afroamerikanischen Kongressabgeordnete 
Chaka Fattah nicht unterstützen würde, ob- 
wohl Fattah die Resolution gegen die 
Straßenbenennung in St. Denis bejaht hatte. 
Denn Fattah war 1995 Initiatorin eines offe- 
nen Briefes afroamerikanischer Politiker für 
ein neues Verfahren für Abu-Jamal. 

Der Abgeordnete Donald Payne aus New 
Jersey hatte damals den Brief auch unter- 
schrieben und war einer der 31 Abgeordne- 
te, die gegen die Verabschiedung der Resolu- 
tion im Kongress gestimmt hatte. 

Nachdem das Organisationskomitee der St. 
Patrick’s Day Parade (am 17. März feiern iri- 
sche Immigranten den Schutzheiligen Ire- 
lands) in Newark, New Jersey bekannt gab, 
dass die diesjährige Parade zu Ehren Paynes 
stattfindet, reagierte die FOP und forderte die 
Rücknahme dieser Entscheidung. „Der Kon- 
gressabgeordnete Payne verdient diese Ehre 
nicht. Seine Missachtung für Polizeibeamte 
und offensichtliches Mitleid für einen verur- 
teilten Polizistenmörder ist abstoßend und 
jedweder Ehre unwürdig“, schreibt die FOP- 
NJ in ihrer Presseerklärung. 

Ein Interview mit Bryan bzw. der Redebei- 
trag von Mumia Abu-Jamal können auf 
www.jungewelt.de/beilage/art/1321 bzw. 
1323 gelesen werden. 

Siehe auch www.freedom-now.de/ 
www.freemumia.com/ 


Leonard Peltier: 
31 Jahre in Haft 


Am internationalen Tag der Solidarität mit 
Leonard Peltier reisten am 10. Februar Un- 
terstützer aus dem Nordwesten der USA nach 
Tacoma im Bundesstaat Washington, um ge- 
gen die seit 31 Jahren andauernde Haft des 
indigenen politischen Gefangenen zu prote- 
stieren. Peltier war 1977 wegen des angebli- 
chen Mordes an zwei FBI-Agenten während 
der Belagerung der Sioux-Reservation in Pi- 
ne Ridge, Süddakota durch das FBI und die 
Polizei und zu einer zweifachen lebenslan- 
gen Haftstrafe verurteilt worden. 

In seiner Rede für das Leonard-Peltier-Ver- 
teidigungskomitee sagte Robert Robideau, 
der zusammen mit Dino Butler in einem se- 
paraten Verfahren vom Mordvorwurf wegen 
Selbstverteidigung freigesprochen wurde; 

„Um uns herum sterben Menschen infolge 
von Polizeibrutalität, [...] des Hungers der 
Bushregierung nach Öl. 

Leonard Peltier steht für die Ungerechtig- 
keit gegenüber der indigenen Völker dieses 
Landes ... Leonard Peltier hat 31 Jahren ver- 
büßt für den angeblichen Mord an zwei FBI- 
Agenten. Die US-Justizbehörde gab vor ei- 
nem öffentlichen Gericht zu, dass sie nicht 
weiß, wer die Agenten tötete. In der Realität 
geht es nicht darum. Es geht darum, dass die 
US-Regierung; versucht, ihre eigenen Akti- 


vitäten gegen die indigene Nation während 
der Zeit, die wir die Terrorherrschaft nennen, 
zu verschleiern. [Die] US-Regierung, eine ko- 
loniale Polizeibehörde, kam in unserem Land 
und war für mehr als 60 Morde und 300 Über- 
griffe verantwortlich ... Wir haben das Recht, 
unser Land zu verteidigen. Wir haben das 
Recht, unsere Freiheit zu verteidigen... „ 

Der jahrelange Kampf um die Freilassung 
Leonard Peltier erlitt im Januar einen ge- 
richtlichen Rückschlag. 2001 wurde bekannt, 
dass die FBI-Akte über Peltier mehr als 
142.000 Seiten umfasst. Viele Tausende Sei- 
ten mehr, als die Staatsanwaltschaft der Ver- 
teidigung zur Prozesszeit 1977 bzw. seitdem 
ausgehändigt hat. Die Herausgabe der restli- 
chen Seiten verweigert das FBI mit der Be- 
hauptung, diese würde die Sicherheit der USA 
gefährden. Seitdem wird in verschiedenen 
Gerichtsbezirken ständig um die Herausgabe 
prozessiert. 

In zwei Urteilen vom Januar stellten sich 
die Gerichte auf die Seite des FBls. In dem ei- 
nen Fall folgte ein Bundesbezirksgericht der 
Argumentation des FBls. Im zweiten be- 
stätigte ein Berufungsgericht einen früheren 
Urteil. 

Wie jemand behaupten kann, dass Leonard 
Peltier 1977 ein faires Verfahren bekommen 
hat, wenn Tausende Seiten möglicherweise 
entlastende Beweise geheim gehalten wer- 
den, oder wie die Freigabe dieses über 30 Jah- 
re alten Materials die Sicherheit der Verei- 
nigten Staaten gefährden könne, das ist Pel- 
tiers Anwälten schleierhaft. 

Gegen die Entscheidung des Bezirkgerichts 
wird Berufung eingelegt, erklärten die An- 
wälte. Wie man auf das Urteil des Beru- 
fungsgerichts reagiert, wird noch beraten. 
www.seattle.indymedia.org/en/2007/02/2 
57659.shtml 
www.leonardpeltier.net 


Jungferninseln 


Politischen Gefan- 
genen Begnadigung 
verweigert 


Als Charles Turnbull, der ausscheidende 
Gouverneur der US-Kolonie der Jungfern- 
inseln', im letzten Jahr öffentlich bekannt 
gab, die Begnadigung inhaftierter Insula- 
ner wohlwollend zu überprüfen, initiierten 
Unterstützer und Anwälte von Warren 
(Aziz) Ballantine, Meral (Malik) Smith und 
Hanif Shabazz Bey eine Kampagne für ih- 
re Begnadigung. 

Am 13. August 1973 waren Ballantine, 
Smith und Bey zusammen mit ihren beiden 
Genossen Raphael Joseph und Ishmael La- 
Beet, bekanntals die ,Fountain Valley Fünf‘, 
wg. u.a. des Vorwurfs des Raubes und Mor- 
des zu achtfachen lebenslängen Haftstra- 
fen verurteilt. 

Anfang der 1970er Jahren hat der welt- 
weite Kampf gegen Kolonialismus und der 
antirassistische Kampf der Bürgerrechtsbe- 
wegung in den USA auch die Jungfernin- 
seln erreicht, was sich in mehreren bewaff- 
neten Aktionen manifestierte?. 

Am 6. September 1972 griffen fünf mas- 
kierte Männer das Clubhaus Fountain Val- 
ley Golf der Industrieräuberfamilie Rocke- 
feller auf der Insel St. Croix an und töteten 
acht Menschen, sieben Weiße und einen 
Schwarzen. Unter quasi Ausnahmezustän- 
den wurde eine massive inselweite Fahn- 
dung eingeleitet. Vor allem in den schwarz- 
en Vierteln gab es Durchsuchungen von 
Haus zu Haus. Knapp eine Woche später 
wurde, die ‚Fountain Valley Fünf verhaf- 
tet, alle waren bekannte Anhänger der Un- 
abhängigkeitsbewegung. 

Um ein Geständnis zu erzwingen, wur- 
den alle fünf gefoltert. Sie wurden u.a. bru- 
tal zusammengeschlagen, ihnen wurden 
Stromschläge verpasst und Plastiktüten 
über den Kopf gestülpt. 

Gegen einen voreingenommen Richter 
konnte das hochkarätige Verteidigerteam’ 
nichts ausrichten. 

Richter Warren Young, ein früherer An- 
walt der Rockefellers, auch in Sachen des 
Golfclubs, ließ die durch Folter entstande- 
nen Geständnisse zu, obwohl der stellver- 
tretende Staatsanwalt Joel Sacks und meh- 
rere Polizisten zugaben, dass sie wussten, 
dass die Geständnisse durch Folter erpres- 
st worden waren, und weigerte sich, die Ge- 
schworene zu entlassen und der Prozess für 
ergebnislos zu erklären, nachdem die Ge- 
schworenen ihm nach neun Tagen Bera- 
tung erklärt hatten, sie seien „hoffnungs- 
los“ uneinig, und zwang sie dadurch, sich 
doch zu entscheiden. Sofort nach der Ur- 
teilsverkündung wurden die Gefangene in 
verschiedene Hochsicherheitsgefängnisse 
in die USA geflogen‘. 

Neun Geschworene erklärten, dass sie 
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während der Beratung vom FBI unter Druck 
gesetzt worden waren. Vier Geschworene 
unterschrieben eine entsprechende Er- 
klärung. Richter Young wurde ansch- 
ließend zum Bundesrichter ernannt. 

In einer ersten Erklärung zum Ablehnung 
seiner Begnadigung schreibt Hanif Bey: 
„Ich schätze, es ist Zeit mich zusammen- 
zureißen und weiter zu kämpfen. Während 
der letzten 2 Monaten fiel es mir schwer, an 
anderes zu denken, als draußen frei zu sein. 

Während meiner 34 Jahre im Knast hat- 
te ich nie das Gefühl, der Freiheit so nah zu 
sein, und träumte schon davon, draußen zu 
sein, und stellte mir vor, wie ich die Her- 
ausforderungen meistern würde. 

Letzte Woche erreichte uns die Nachricht, 
dass der Gouverneur am 1. Januar aus dem 
Amt ausschied und 7 der 108 Menschen, 
die einen Antrag auf Begnadigung stellten, 
freigelassen hat. 

Obwohl sie mehrere Familienmitglieder 
auf den Inseln glauben haben lassen, dass 
einige der Gefangenen freikämen, wurden 
keiner der inhaftierten Gefangene von den 
Jungferninseln freigelassen. 


Ich sprach mit meinem Anwalt, und er 
war fassungslos, denn seine Kontaktperson 
ist ein Verwandter des Gouverneurs und ar- 
beitet für die Regierung. 

Die Kontaktperson hatte den Eindruck, 
dass sein Sohn, der eine längere Haftstrafe 
absitzen muss, auch begnadigt werden 
würde. Aber der Gouverneur ließ uns alle 
in der Patsche sitzen und entschied, sich der 
herrschende Klasse zu beugen. 

Ich nehme an, dass sich die meisten Men- 
schen auf den Inseln sicher waren, dass die- 
ser Gouverneur sich für die Arbeiterklasse 
einsetzen würde, weil er erst der zweite 
Gouverneur unter den letzten sechs war, der 
aus dieser Klasse stammt. 


Es war mir ein ziemlicher Schock, da ich 
sehr überzeugt war, dass er der Richtige ist, 
da er Leiter meiner Schule war und ich ihn 
in Erinnerung habe als einen Mensch, der 
großes Mitleid mit seinem Volk hatte ...“ 

Hanif Shabazz Bey 

(Beaumont Gereau) #295933 

Wallens Ridge State Prison 

P.O. Box 759 

Big Stone Gap, VA 24219 
www.thejerichomovement.com/vi5.html 
www.onepaper.com/steroixvi/?v=d&ts=Ne- 
ws:Local&tp=54656 
www.virginislandsdailynews.com/index.pl/ 
article?id=3308660 


1 Das karibische Archipel der Jungferninseln ist 
aufgeteilt in eine britische und eine US-ameri- 
kanische Kolonie. Die britische Kolonie wurde 
offiziell 1672 annektiert. Der Gouverneur wird 
von der Königin ernannt. Die US-amerikanische 
Kolonie wurde Dänemark 1917 für $25 Mio. ab- 
gekauft. Seit 1970 wird der Gouverneur von den 
Inselbewohnern gewählt. Die Inselbewohner 
sind sowohl von den Wahlen zu britischen als 
auch zu US-amerikanischen Parlamenten aus- 
geschlossen. 

2 Die Bürgerrechtsbewegung hat eine lange Tra- 

dition aufden Inseln. U.a. gab es 1733 

und 1848 - gescheiterte - ‚Sklaven- 

aufstände‘ und 1878 eine soziale Re- 
volte. Der offene Rassismus nach Ab- 
schaffung der Sklaverei manifestier- 

te sich erst den Jahren 1917 - 1936, 

als die Inseln von der US-Marine be- 

setzt waren, sagt der Insel Historiker 

Harold Willocks. Mit dem Bau einer 

Ölraffinerie in den 1950er Jahren gab 

es eine steigende Zustrom von Ölar- 

beitern, vor allem aus Texas. Die An- 
zahl der rassistischen Übergriffe 
häuften sich. 1969 musste die Men- 
schenrechtskommission einen Notruf 
einrichten. Der Rassismus, sagt 

Willocks, „ist heute immer noch vor- 

handen, es ist nur noch nicht so of- 

fen, nur versteckt“. 

3 Zum Verteidigerteam gehörten William Kunst- 
ler, der u.a. die ‚Chicago 7‘, die als Rädelführer 
der Proteste während des Parteitags der Demo- 
kratischen Partei 1968 verhaftet wurden, und 
den bekannten indigenen-amerikanischen po- 
litischen Gefangene Leonard Peltier verteidigt 
hatte, und Chauncey Eskridge, der Anwalt von 
Martin Luther King und Muhammad Ali. 

4 Im Dezember 1984 musste LaBeet auf der Insel 
erneut vors Gericht. Silvester gelang es ihm, 
das Flugzeug, das ihn in die USA zurückbrin- 
gen sollte, in seine Gewalt zu bringen und nach 
Kuba zu fliegen, wo er zu 10 Jahre Haft wg. 
Flugzeugentführung verurteilt wurde. Raphael 
Joseph wurde Ende 1994 begnadigt und starb 
vier Jahre später unter mysteriösen Umständen. 


Neues von den 
„san Francisco 8" 


Am 23. Januar wurden in Kalifornien, New 
York und Florida acht ehemalige Mitglieder 
der Black Panther Party im Alter von 55 bis 
71 Jahre wegen Mordes an einem San Fran- 
cisco Polizeibeamten und Verschwörung zum 
Mord in Zusammenhang mit bewaffneten 
Angriffen der Black Liberation Army in den 
Jahren 1968 - 1973 gegen der Polizei in ver- 
schiedenen Bundesstaaten verhaftet (s. Info 
321). Mittlerweile werden sie die „San Fran- 
cisco 8* genannt. 

In einer Anhörung am 14.2. wurde die Kau- 
tionssumme für vier der Männer, Ray Bou- 
dreaux, Hank Jones, Richard Brown und 
Richard O’Neal, vorläufig auf $3 Mio. fest- 
gesetzt. Am 13.3.wird über die Höhe der Kau- 
tion verhandelt. Francisco Torres und Harold 
Taylor sind noch im Transit nach Kaliforni- 
en. Herman Bell und Anthony Bottom, be- 
kannt als Jalil Muntagin, sitzen seit über 30 
im Knast in New York und werden wohl in 
der Zeit nach Kalifornien gebracht. In einer 
ersten Stellungnahme sagte Jalil Muntagim: 
„Ich erfuhr von meiner Verhaftung in einem 
Brief der Polizeibehörde San Franciscos zu- 
sammen mit der Mitteilung, dass sie eine Kau- 
tion in Höhe von $10 Mio. beantragt hat.“ 

Viele Freunde und Bekannter der Vier wa- 
ren im Gericht, um die Angeklagten zu un- 
terstützen. Als die Vier ins Gerichtsaal ein- 
geführt wurden, gab es lauten und lang an- 
haltenden Applaus, daraufhin ließ der Rich- 
ter den Saal räumen. Während die Anwälte 
mit dem Richter haderten, hallten die Rufe 
„No Justice, No Peace“ durch den Gänge. Un- 
ter der Bedingung, dass sie ruhig blieben, ließ 
der Richter den Zuhörern wieder Zutritt zur 
Verhandlung. 

Die Anwälte beschwerten sich wegen der 
starken Polizeipräsenz im Gerichtssaal und 
dass die Zuhören durchsucht und mit Me- 
talldetektoren abgetastet wurden, obwohl 
dies beim Betreten des Gerichts schon ge- 
schehen war. Die Angeklagten in Ketten vor- 
zuführen, diene nur der Sensationslust der 
Mainstream-Medien. „Sie sind keine Gefahr 
fürs Gericht, auch nicht für die Öffentlich- 
keit“, erklärten die Anwälte und wiesen dar- 
auf hin, dass sie 2005 ohne solche Maßnah- 
men den Vorladungen, vor Anklagejurys zu 
erscheinen, nachgekommen sind. Der Rich- 
ter erklärte sich bereit, in Zukunft mit der Po- 
lizei und den Anwälten über Sicherheitsa- 
spekte zu beraten. 
www.cdhrsupport.org ® www.freejalil.com/ 


E-Mail: gnn-hhsh@hansenet.de * Gefangenen Info im Netz: www.political-prisoners.net 


Das Gefangenen Info ist aus dem Angehörigen Info 
hervorgegangen. Es erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und Nach- 
richtenverbreitung, Verlagsgesellschaft in Schleswig- 


Holstein / Hamburg m. b. H., Neuer Kamp 25, 20359 
Hamburg. \V.i.S.d.P. : Christiane Schneider. Redakti- 
onsanschrift u. Bestellungen: GNN-Verlag, Neuer 
Kamp 25, 20359 HH, Tel.: (040) 43188820, Fax: 
(040)43188821, eMail: gnn-hhsh@hansenet.de - 


Einzelpreis : 1,55 Euro. Ein Jahresabonnement kostet 
29,90 Euro (Förderabonnement 33,20 Euro), Buchläden, 
Infoläden und sonstige Weiterverkäufer erhalten bei Be- 
stellung ab 3 Stück 30 % Rabatt. Bei Bestellung erhal- 
ten Sie eine Rechnung bzw. ein Formular für eine Ein- 
zugsvollmacht, die Sie uns bitte zurückschicken. Ver- 
lagskonto: Postbank Hamburg, BLZ 200 100 20, Konto- 
nummer: 25265-201. Gesamtherstellung: GNN Gesell- 
schaft für Nachrichtenerfassung und Nachrichtenver- 


breitung, Verlagsgesellschaft in Schleswig-Holstein / 
Hamburg m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Ei- 
gentumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum 
des Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung im 
Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefangenen 
nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Absender 
mit dem Grund der Nichtaushändigung zurückzu- 
schicken. Redaktionsschluss für Nr. 323: So, 1.4.07 


16 


